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Die Vergabe der Olympischen Spiele durch das IOC – 
eine institutionenökonomische Analyse
Frank Daumann und Hannes Hofmeister
Problemstellung und Vorgehensweise
Das  Internationale  Olympische  Komitee  (IOC), eine  Institution  mit  weitrei-
chenden und exklusiven Entscheidungsbefugnissen für den gesamten Bereich 
der Olympischen Spiele, ist insbesondere durch die Vergabe der Olympischen 
Winterspiele des Jahres 2002 an Salt Lake City in die öffentliche Kritik geraten. 
Dabei  reichen die  geäußerten Vorwürfe  gegenüber  den Komiteemitgliedern 
von selbstherrlicher Amtsführung und Amtsmissbrauch über Korruption bis 
hin zur Beteiligung an mafiösen Strukturen.1 Auch im Vorfeld der Olympischen 
Spiele von Athen wurden Korruptionsvorwürfe laut und führten zur Suspen-
dierung eines Mitglieds durch das Exekutivkomitee des IOC.2
Auffällig dabei ist, dass vornehmlich Kritik an Personen geäußert wird, 
die Entscheidungsstrukturen innerhalb des IOC hingegen allenfalls zurückhal-
tend als Ursache für die negativ bewerteten Entwicklungen wahrgenommen 
werden. In der vorliegenden Abhandlung soll daher der institutionelle Rahmen 
des IOC, der durch die Setzung entsprechender Anreize als handlungsleitend 
für die IOC-Mitglieder anzusehen ist, in den Mittelpunkt der Betrachtungen 
rücken. Die vorliegende Abhandlung soll  dabei  die folgenden Fragen beant-
worten:
- Welche Aussagen lassen sich durch eine institutionenökonomische 
Analyse der Entscheidungsstrukturen des IOC für das Verhalten der 
IOC-Mitglieder und damit für das Handeln des IOC als Korporation im 
Zusammenhang mit der Vergabe der Olympischen Spiele gewinnen?
1 Vgl. zum Beispiel Simson/Jennings (1992), Kistner/Weinreich (2000), Ullrich (1999) und Rittberger/Boekle (1996).
2 Vgl. Waldbröl (2004 b, S. 26) und o. V. (2004, S. 28).
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- Wie kann das institutionelle Arrangement des IOC verändert werden, 
um zu einer sachgerechteren Vergabeentscheidung zu kommen?
Eine derartige institutionenökonomische Untersuchung muss sich jedoch dem 
folgenden Problem stellen: Ein hoher Aussagegehalt einer Theorie liegt dann 
vor, wenn sich empirisch belastbare Aussagen in der Weise gewinnen lassen, 
dass ein Vergleich von Untersuchungsobjekten, die in wesentlichen Elementen 
ihres institutionellen Gefüges Übereinstimmungen aufweisen, auch Ähnlich-
keiten in den Verhaltensweisen der als Entscheidungsträger tätigen Akteure 
liefert. Aufgrund der Einzigartigkeit des IOC kann dieser Anspruch nicht gänz-
lich  eingelöst  werden: Ein  zur  Gewinnung  empirisch  belastbarer  Aussagen 
notwendiger Vergleich des Entscheidungsverhaltens der IOC-Mitglieder mit dem 
von Akteuren mit einem ähnlichen Entscheidungsumfeld wird angesichts der 
Singularität der Organisation (Supranationalität verbunden mit außerordentli-
cher Begehrtheit der angebotenen Dienstleistung) nahezu unmöglich gemacht.3 
Eine Analyse des Entscheidungsverhaltens des IOC hat sich demzufolge damit zu 
bescheiden, einzelne Entscheidungen dieses Gremiums daraufhin zu untersu-
chen, inwieweit sie den theoretisch abgeleiteten Prognosen entsprechen. Ähnli-
che Vorgehensweisen finden sich auch im Schrifttum bei Erkenntnisobjekten, 
die durch das gleiche Problem gekennzeichnet sind.4 Damit wird aber keine in-
ter-institutionelle, sondern eine intra-institutionelle Untersuchung vorgenom-
men, das heißt, es findet kein Vergleich zwischen ähnlichen institutionellen 
Arrangements statt; vielmehr werden einzelne Entscheidungen ein und der-
selben Institution untersucht. Dies führt dazu, dass in Ermangelung einer hin-
reichend  großen  Datenmenge  nur  einzelne  empirische  Befunde  dargestellt 
und interpretiert werden können. Dieses kasuistische, das heißt, auf Einzelfälle 
bezogene Vorgehen wird naturgemäß die gewonnenen Erkenntnisse erheblich 
relativieren, weil  bestimmte, IOC-spezifische Determinanten des Handlungs-
umfelds der Akteure, die ihr Verhalten systematisch beeinflussen, nicht durch 
den Vergleich mit ähnlichen institutionellen Arrangements aufgedeckt wer-
den können. Einem solchen Vorgehen mag der Vorwurf, im Wesentlichen nur 
3 Eine ähnliche Konstellation findet sich allenfalls bei der FIFA und der von ihr administrierten Fußballweltmeister-
schaft.
4 So sieht sich beispielsweise Vaubel mit diesem Problem im Rahmen seiner Untersuchung zu den Ursachen und 
Auswirkungen der wirtschaftspolitischen Zentralisierung in der Europäischen Gemeinschaft, einem ebenfalls ty-
pologisch weitgehend einzigartigen institutionellen Arrangement, konfrontiert. Vgl. Vaubel (1992, S. 30–39). Im 
Unterschied zum IOC handelt es sich bei den europäischen Institutionen jedoch nicht um ein klar abgrenzbares 
Entscheidungsgremium, sondern um weit verzweigte und abgestufte Hierarchieebenen.
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Ad-hoc-Erklärungen abzuleiten, das heißt letztlich kaum fundierte Plausibili-
tätsüberlegungen anzustellen, entgegengehalten werden. Wird jedoch an dem 
Ziel festgehalten, Institutionen wie das IOC mit Hilfe der Institutionenökono-
mie zu untersuchen, erscheint kein anderer Weg gangbar.
Um die beiden genannten Fragen zu beantworten, wird die folgende Vor-
gehensweise gewählt: Zunächst  werden der institutionelle  Rahmen und die 
Personengruppen im Umfeld des IOC vorgestellt. Aus diesem institutionellen 
Rahmen werden hernach typische Handlungsmuster der beteiligten Akteure 
deduktiv abgeleitet und anschließend einer Überprüfung unterzogen, indem 
sie mit beobachteten Verhaltensweisen von Akteuren des IOC verglichen wer-
den. Im Mittelpunkt der Betrachtungen steht dabei eine der Kernaufgaben des 
IOC, die auch als maßgeblich für die Qualität des Produkts  Olympische Spiele 
angesehen werden kann: Das System der Vergabe Olympischer Spiele und die 
damit im Zusammenhang stehende Korruptionsproblematik. Vor dem Hinter-
grund der dabei aufzuzeigenden Fehlentwicklungen wird anschließend ein Re-
formentwurf skizziert, der ein sachgerechtes Entscheidungsverhalten der IOC-
Mitglieder initiiert.
Das IOC als Institution im Weltsport
Die Gründung des IOC erfolgte am 23.6.1894 in Paris durch Vertreter des inter-
nationalen Athletentums unter der Federführung von Baron Pierre de Couber-
tin.5 Dessen erklärtes Ziel war es, die Olympischen Spiele wieder einzuführen, 
bei denen die besten Sportler der Welt zu fairen Wettkämpfen vereint werden 
sollten.6 Das international besetzte Komitee sollte dafür die allgemeinen Richt-
linien festlegen und gleichsam das Patronat über die Spiele ausüben.
Rechtliche Grundlage der Arbeit des IOC sowie der ebenfalls ins Leben 
gerufenen Olympischen Bewegung bildet die Olympische Charta. Sie umfasst 
sechs Grundsatzartikel  und 61  sogenannte  Regeln samt der  dazugehörigen 
Zusatzbestimmungen und enthält Regelungen zu den Bereichen Olympische 
Bewegung,  IOC,  Internationale  Sportfachverbände,  NOKs  und  Olympische 
Spiele.
5 Vgl. Frenzen (1988, S. 9–10, 13).
6 Vgl. Grundsatzartikel 3 Olympische Charta. Soweit im Folgenden nicht anders vermerkt, beziehen sich Angaben 
zu Grundsatzartikeln, Regeln und Zusatzbestimmungen auf die Olympische Charta.
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Selbstverständnis des IOC
Die Olympische Charta beinhaltet nicht nur die normative Rechtfertigung für 
die Arbeit des IOC, sondern bezeichnet dieses Gremium auch als „höchste Au-
torität der Olympischen Bewegung“ (Regel 1 § 1) und stellt damit die Grundlage 
für dessen faktische Machtposition dar. Da es sich bei den Gründern der Olym-
pischen Bewegung, den  Verfassern der  Olympischen Charta  und den  Grün-
dungsmitgliedern des IOC um den gleichen Personenkreis handelte, beauftrag-
te dieser letztlich sich selbst mit der Beherrschung und Verwirklichung der Ziele 
der Bewegung und der Einhaltung ihrer Prinzipien.7
Das Selbstverständnis des IOC wird aus der Olympischen Charta deutlich 
und lässt sich in drei fundamentalen Aussagen zusammenfassen:
- Das IOC führt die Olympische Bewegung an (Grundsatzartikel 3 und 
Regel 15 § 3) und hat in diesem Zusammenhang einen Ausschließlich-
keitsanspruch in der Weise, dass die Voraussetzung für die Zugehörig-
keit zur Olympischen Bewegung die Anerkennung durch das IOC ist 
(Grundsatzartikel 6 und Regel 3 § 1).
- Das IOC besitzt exklusive Eigentumsrechte an den Olympischen Spie-
len  (Regel  7  §  1),  die  den  Kulminationspunkt  aller  Aktivitäten  der 
Olympischen Bewegung darstellen (Grundsatzartikel 3), und kann da-
her als „Herr über die Spiele“ angesehen werden.8
- Da die Olympische Bewegung ein weltweites und dauerhaftes Enga-
gement darstellt (Grundsatzartikel 3), begreift sich das IOC als „höchs-
te Weltautorität im Sport“,9 das heißt, es beansprucht auch Geltung 
über den Olympischen Sport hinaus.10
Rechtlicher Status des IOC
Rein formal stellt das IOC, das seinen Sitz in Lausanne hat, eine juristische Per-
son in Gestalt eines nach Schweizer Zivilrecht verfassten Vereins dar, dessen 
Non-Profit-Charakter in der Olympischen Charta festgeschrieben ist (Regel 15 
§ 1).11 Der rechtliche Status des IOC und seine tatsächliche Funktion differieren 
jedoch erheblich. Angesichts des für sich reklamierten internationalen Zustän-
7 Vgl. Baare-Schmidt (1983, S. 17, 42).
8 Vgl. ebd. (S. 18).
9 Vgl. Daume (1974, S. 6) und o. V. (1983, S. 21).
10 Vgl. Baare-Schmidt (1983, S. 15).
11 Vgl. Rittberger/Boekle (1996, S. 168), Vedder (1984, S. 245–246) und Baare-Schmidt (1983, S. 56–57).
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digkeits-  und Aufgabenbereichs ist  die  Tätigkeit  des  IOC nicht  auf  den Gel-
tungsbereich des Schweizer Rechts beschränkt, vielmehr agiert es auch auf der 
zwischenstaatlichen  Ebene. Aufgrund  des  sich  selbst  zugesprochenen  Man-
dats, die  weltweite  Olympische  Bewegung anzuführen, besitzt  das  IOC  laut 
Olympischer Charta und auch faktisch den Status einer internationalen Nicht-
Regierungsorganisation (Regel 15 § 1).12 Angesichts dieser „funktionellen Inter-
nationalität“13 genießt das IOC in der Schweiz zwar gewisse Sonderrechte, wie 
zum Beispiel einen den internationalen zwischenstaatlichen Organisationen 
mit Sitz in der Schweiz gleichkommenden quasi-extraterritorialen Status für 
sein Hauptquartier in Lausanne.14 Rechtlich abgesichert ist die internationale 
Tätigkeit des IOC jedoch nur im Rahmen des internationalen Privatrechts;15 das 
IOC ist keine internationale Rechtspersönlichkeit und genießt keinen völker-
rechtlichen Status.16 Dies erscheint um so bemerkenswerter, als sich das IOC in 
gewisser Hinsicht sogar Rechte einer über den Staaten stehenden Organisation 
zumisst, wenn es zum Beispiel von einem Ausrichter der Olympischen Spiele 
verlangt, nationales Recht den Bestimmungen der Olympischen Charta unter-
zuordnen.17 Diese  supranationalen  Kompetenzen  wurden  dem  IOC  von  sich 
selbst zugewiesen und gehen nicht auf ein Mandat der internationalen Staa-
tengemeinschaft zurück; sie entbehren damit auch jeglicher sanktionsbewehr-
ter Durchsetzungsmechanismen. Wenn sich die Staaten dennoch, zum Beispiel 
aufgrund des hohen Prestiges einer Ausrichtung der Olympischen Spiele, den 
Statuten des IOC freiwillig unterwerfen, ermöglichen sie dem IOC damit, su-
pranational in einem quasi rechtsfreien Raum zu agieren und sich nur Instan-
zen zu unterwerfen, die es selbst ausgewählt hat.18
Die Olympische Charta weist dem IOC für die gesamte Olympische Bewe-
gung ausschließliche legislative, exekutive und auch judikative Kompetenzen 
zu (Grundsatzartikel 3, Regel 1 §§ 1 und 2). Damit wird die Existenz einer sankti-
onsbewehrten und dem IOC gegenüber weisungsbefugten Instanz sowohl au-
ßerhalb wie auch innerhalb der Olympischen Bewegung ausgeschlossen.19
12 Vgl. Holderbach (1998, S. 48), Gebauer (1996, S. 281) und Preuß (1999, S. 314).
13 Vgl. Baare-Schmidt (1983, S. 58).
14 Vgl. Hill (1992, S. 70) und Rittberger/Boekle (1996, S. 168).
15 Vgl. Vedder (1984, S. 245).
16 Vgl. ebd. (S. 246), Rich (1982, S. 30 ff.) und Doehring (1981, S. 321).
17 Vgl. Regel 34 § 3, Regel 53 § 3 und Regel 55 § 1 sowie Daume (1974, S. 6).
18 Vgl. Kistner/Weinreich (2000, S. 28).
19 Vgl. Doehring (1981, S. 322).
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Zur Rolle der Internationalen Fachverbände (IFs) und Nationalen 
Olympischen Komitees (NOKs) in der Olympischen Bewegung
Die Olympische Bewegung als Institutionalisierung des olympischen Gedan-
kenguts weist sich selbst den Auftrag zu, die Ideen des Olympismus weltweit 
zu verbreiten (Grundsatzartikel 2 und Regel 1 § 1). In diesem Zusammenhang 
wird das IOC ermächtigt, weitere Organisationen als zur Olympischen Bewe-
gung zugehörig anzuerkennen, wobei der Führungsanspruch des IOC jedoch 
gewahrt  bleiben  muss. Weitere  Hauptelemente  der  Olympischen Bewegung 
neben dem IOC sind die Internationalen Fachverbände (IFs) sowie die Nationa-
len Olympischen Komitees (NOKs).
Als  Internationale  Fachverbände  (IFs)  werden  dabei  die  Zusam-
menschlüsse nationaler sportartspezifischer Verbände auf zwischenstaatlicher 
Ebene bezeichnet.20 Ihre Aufgaben bestehen im Wesentlichen in der Festlegung 
der  jeweiligen  sportdisziplinären  Regelwerke  und  der  Qualifikationsnormen 
(Olympianormen) für die Teilnahme an Olympischen Spielen einschließlich der 
Durchführung weltweiter Qualifikationswettbewerbe (Regel 27 § 1). Nach den 
olympischen Statuten sind diejenigen IFs Bestandteile der Olympischen Bewe-
gung, deren Sportarten vom IOC als „olympisch“ anerkannt sind; derzeit gilt 
dies für 35 IFs.21 Innerhalb der Olympischen Bewegung besitzen sie keinerlei 
Entscheidungsbefugnis, die über ihre auch im außerolympischen Bereich be-
stehenden Kompetenzen hinausgeht.
Die NOKs sind die „nationalen Niederlassungen“22 des IOC. Ihre Aufnah-
me in die Olympische Bewegung erfolgt durch das IOC nach dessen Regeln (Re-
gel 4 § 3.2 und Regel 28 § 9). Zu ihren Aufgaben zählt insbesondere, die Teilneh-
mer des jeweiligen Landes an den olympischen Wettkämpfen nach den Kriteri-
en der jeweiligen nationalen Sportfachverbände auszuwählen und im Rahmen 
einer Vorauswahl darüber zu entscheiden,23 welche Stadt ihres Landes sich um 
die Austragung der Olympischen Spiele bewerben darf (Regel 28 § 4). Über die-
sen eng  abgegrenzten Kompetenzbereich  hinaus  verfügen die  NOKs  jedoch 
über keine Möglichkeit, an der Willensbildung des IOC mitzuwirken; sie haben 
nur konsultative Rechte.
20 Vgl. Frenzen (1988, S. 56–57), Vedder (1984, S. 239) und Nafziger (1971, S. 188).
21 Vgl. Regel 3 § 3, Regel 26 und Tröger (1981, S. 310 ff.).
22 Vgl. Rittberger/Boekle (1996, S. 171).
23 Vgl. Regel 28 § 3 und Rittberger/Boekle (1996, S. 176).
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Nach Lesart der Olympischen Charta sind auch die Athleten sowie die je-
weiligen Organisationskomitees für die Olympischen Spiele Bestandteile der 
Olympischen Bewegung (Regel 1 § 3). Die Organisationskomitees verlieren je-
doch ihren Status mit Beendigung der Spiele wieder24 und besitzen daher al-
lenfalls temporären Einfluss auf die Olympische Bewegung. Gleiches gilt  für 
die Athleten, denen die Charta zwar die Zugehörigkeit zur Olympischen Bewe-
gung bescheinigt, ihnen jedoch keine autonomen, das heißt unabhängig von 
einer  IOC-Mitgliedschaft  bestehenden  Entscheidungskompetenzen  zubilligt 
(Regel 1 § 3).
Das IOC als zentrale Entscheidungsinstanz der Olympischen Bewegung
Die bisherige Betrachtung hat gezeigt, dass dem IOC eine herausragende Stel-
lung in der Olympischen Bewegung zukommt; die Kompetenzen des IOC er-
strecken sich dabei auf
1. das IOC selbst und die Olympische Bewegung;
2. die  Olympischen  Spiele  sowie  die  Verwertung  der  damit  verbundenen 
Rechte.
Zu 1.: Im Zusammenhang mit der Führung der Olympischen Bewegung hat das 
IOC zunächst die Aufgabe, deren Ziele zu verfolgen sowie deren ideologische 
Ausrichtung zu überwachen (Regel 16 § 2). Das IOC hat hierbei nicht nur das 
Recht, die ideologischen Vorgaben der Olympischen Charta zu interpretieren, 
sondern kann auch Änderungen an der Olympischen Charta vornehmen. Mit 
dieser  legislativen  Funktion  erhält  das  IOC  nicht  nur  Richtlinienkompetenz, 
sondern auch die Möglichkeit, die Olympische Bewegung und das IOC selbst zu 
reformieren, das heißt, inhaltlich und hinsichtlich der zur Anwendung kom-
menden  Verfahren  und  Entscheidungsprozesse  neu  auszurichten.  Deutlich 
zum Ausdruck kommt der überragende Einfluss des IOC auf die Olympische 
Bewegung weiterhin durch das bereits angesprochene Recht, deren Grenzen 
durch die Anerkennung beziehungsweise den Ausschluss von IFs und NOKs zu 
definieren.
Die  interne Entscheidungsstruktur, die  Kompetenzverteilung innerhalb 
des IOC sowie die Bestimmungen zur Mitgliedschaft werden durch die Olympi-
sche Charta festgelegt, die jedoch ihrerseits der Gestaltung durch das IOC un-
terworfen ist. Es kann sich damit in letzter Konsequenz Entscheidungsbefug-
24 Vgl. Preuß (1999, S. 313).
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nisse selbst zuweisen und intern auf Gremien aufteilen. Weiterhin hat es in Be-
zug auf diese Gremien die Möglichkeit, über deren Zusammensetzung und Zu-
ständigkeiten  sowie  über  die  bei  Entscheidungsprozessen  zur  Anwendung 
kommenden Abstimmungsverfahren zu entscheiden.
Zu 2.: Die Olympischen Spiele, die als Sommer- und Winterspiele im zwei-
jährigen Rhythmus stattfinden, werden als Wanderspiele an wechselnden Aus-
tragungsorten abgehalten.25 Das IOC entscheidet dabei über das Programm der 
Spiele, das heißt über die teilnehmenden Sportarten bis hin zu den einzelnen 
Disziplinen und Wettkämpfen. Des Weiteren wählt das IOC in einem zweistufi-
gen Verfahren aus dem Kreis potenzieller Bewerberstädte den Austragungsort 
der Spiele aus (Regel 34 § 1 und Zusatzbestimmung zu Regel 34). Die gewählte 
Stadt muss in Zusammenarbeit mit dem betreffenden NOK ein Organisations-
komitee gründen, das  mit  dem IOC einen Vertrag über die  Ausrichtung der 
Spiele, deren organisatorische Vorbereitung sowie den Bau der Wettkampfstät-
ten abschließt.26 Das IOC überträgt damit die gesamte Verantwortung für die 
Durchführung der Spiele auf die Ausrichter (Regel 37).
Entscheidende  Machtressource  des  IOC  stellt  dessen  exklusives  Eigen-
tumsrecht an den Olympischen Spielen dar. Das IOC wird damit nicht nur prin-
zipiell als letztinstanzliche Entscheidungsgewalt in allen mit der Olympischen 
Bewegung und den Olympischen Spielen  zusammenhängenden Fragen eta-
bliert (Grundsatzartikel 3, Regel 1 § 1), es besitzt vielmehr auch alle Rechte zur 
Verwertung  der  Olympischen  Spiele  und  Symbole  und  die  alleinige  Verfü-
gungsgewalt über die Verwendung der dabei erzielten Einnahmen (Regel 7 § 2 
und Regel 25 §§ 1 und 2). Von Bedeutung sind in diesem Zusammenhang insbe-
sondere die Fernsehübertragungsrechte und die Vergabe von Rechten zur Nut-
zung der olympischen Symbole zu Marketingzwecken an Sponsoren und Li-
zenznehmer.
Organisationsstruktur und Entscheidungsprozesse des IOC
Das IOC stellt keinen autonomen Handlungsblock dar, vielmehr agieren in ihm 
einzelne  Individuen  als  Entscheidungsträger.  Während  es  nach  außen  aus-
schließlich von seinen Mitgliedern repräsentiert wird (Regel 16 § 1.4), sind in-
25 Regel 33 § 2 legt in diesem Zusammenhang zunächst nur fest, dass das Recht, die Spiele abzuhalten, vom IOC an 
„eine Stadt“ vergeben wird. Die Austragung an wechselnden Orten wird vom IOC jedoch als Ausdruck der Univer-
salität der Olympischen Bewegung und damit als unverzichtbar angesehen.
26 Vgl. Zusatzbestimmung zu Regel 34 § 3.3 und Rittberger/Boekle (1996, S. 177).
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nerhalb des IOC sowohl Mitglieder als auch Nichtmitglieder in Gremien mit 
unterschiedlicher Zusammensetzung mit der Arbeit des IOC befasst.
Organe des IOC
Die Olympische Charta nennt als Organe des IOC die Session, das Exekutivko-
mitee und den Präsidenten (Regel 17 §§ 1, 2 und 3). Da der Zugang zu diesen drei 
Institutionen ausschließlich IOC-Mitgliedern vorbehalten bleibt, lassen sich die 
Organe auch als IOC im engeren Sinne bezeichnen. 
Die Session ist die Vollversammlung der IOC-Mitglieder, die grundsätzlich 
einmal jährlich zusammentritt und nominell das höchste Entscheidungsorgan 
des IOC ist.27 Sie entscheidet im Hinblick auf die Olympische Bewegung insbe-
sondere über die Aufnahme und den Ausschluss von IFs und NOKs sowie in 
Bezug auf die Olympischen Spiele über deren Austragungsort und über das 
Programm der Spiele hinsichtlich der teilnehmenden Sportarten (Regel 18 § 2). 
Weiterhin werden aus der Mitte der Session das Exekutivkomitee und der Prä-
sident gewählt. Durch das Recht, die Olympische Charta zu ändern (Regel 18 § 1), 
hat  die  Session in Bezug auf die  gesamte  Olympische  Bewegung legislative 
Kompetenz. Auch die Neu- beziehungsweise Wiederwahl sowie ein möglicher 
Ausschluss von IOC-Mitgliedern fällt in den Aufgabenbereich der Session. Die 
Tagungen der Session finden zwar nicht-öffentlich statt, akkreditierte Medien-
vertreter können das Geschehen jedoch am Bildschirm mitverfolgen.
Das Exekutivkomitee besteht aus dem Präsidenten, den vier  Vizepräsi-
denten und zehn weiteren IOC-Mitgliedern28 und führt die Geschäfte des IOC 
(Regel 19 § 3). Hinsichtlich der Kompetenzen des Exekutivkomitees gilt grund-
sätzlich, dass  es  Entscheidungsbefugnis  in Sachfragen hat, die  keiner Befas-
sung der Session bedürfen.29 Die Session kann damit zum einen eigene Aufga-
ben an das Exekutivkomitee delegieren, zum anderen hat dieses aber auch ori-
ginäre Kompetenzen, die in der Olympischen Charta explizit benannt werden. 
Das Exekutivkomitee ist danach insbesondere mit den folgenden Aufgaben be-
fasst (Regel 19 § 3):
- Es ist verantwortlich für die interne Organisation, die Finanzen und 
die Administration des IOC. In diesem Zusammenhang benennt und 
27 Vgl. Regel 18 § 1 und Rittberger/Boekle (1996, S. 168).
28 Vgl. Regel 19 § 1. Der Präsident ist zwar Mitglied des Exekutivkomitees, gleichzeitig aber auch ein eigenes Organ 
des IOC mit eigenen Aufgaben und Kompetenzen. Insofern erscheint es nicht gerechtfertigt, ihn ausschließlich als 
Teil des Exekutivkomitees anzusehen, wie Holderbach (1998, S. 48) dies tut.
29 Vgl. Rittberger/Boekle (1996, S. 169).
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entlässt  es  auf Vorschlag des Präsidenten den Generaldirektor  und 
den Generalsekretär des IOC.
- Es legt fest, welche der Städte, die sich um eine Kandidatur für die 
Ausrichtung  der  Spiele  bewerben, den  offiziellen  Kandidatenstatus 
erhalten.
Die Amtszeit der Mitglieder des Exekutivkomitees beträgt, mit Ausnahme des 
Präsidenten, vier Jahre, wobei zunächst eine einmalige Wiederwahl möglich 
ist (Regel 19 § 2.2). Eine erneute Wahl ins Exekutivkomitee kann jedoch erst 
nach einer zweijährigen Pause erfolgen (Regel 19 § 2.3).
Der Präsident wird aus der Mitte der  IOC-Mitglieder für eine Amtszeit 
von acht Jahren gewählt, eine einmalige Wiederwahl für eine weitere Amts-
zeit von vier Jahren ist möglich (Regel 20 § 1). Er führt von Amts wegen den 
Vorsitz bei allen Aktivitäten des IOC und vertritt es nach außen. Neben diesen 
eher repräsentativen Aufgaben übt der Präsident entscheidenden Einfluss auf 
die Kommissionen des IOC aus (Regel 21). Die Statuten räumen ihm in diesem 
Zusammenhang die Möglichkeit ein, nach eigenem Ermessen sowohl perma-
nente als auch Ad-hoc-Kommissionen und Arbeitsgruppen zu bilden und wie-
der aufzulösen. Sein Einfluss erstreckt sich jedoch nicht nur auf die themati-
sche  Ausrichtung,  sondern  auch  auf  die  personelle  Zusammensetzung  der 
meisten Kommissionen: Der Präsident hat das Recht, die Mitglieder der Kom-
missionen zu berufen und zu entlassen, das heißt, er kann über deren Beset-
zung autonom entscheiden.30
Die Kommissionen bilden kein Organ des IOC, vielmehr stellen sie Fach-
ausschüsse dar, die nach Sachgebieten geordnet über anstehende Fragen bera-
ten und Lösungsvorschläge erarbeiten (Regel  21). Die Zusammensetzung der 
Kommissionen unterliegt, wie bereits geschildert, in erheblichem Maße dem 
Einfluss des Präsidenten. Grundsätzlich gilt jedoch, dass in ihnen neben IOC-
Mitgliedern auch Delegierte der IFs, NOKs und Athleten sowie externe Sach-
verständige vertreten sind.31 Für die Entscheidungsträger in den IOC-Organen 
sind die von den Kommissionen erarbeiteten Vorschläge nicht bindend, son-
dern haben empfehlenden Charakter. Gleichwohl üben die Kommissionen ins-
besondere dann, wenn sie der Session ausgearbeitete Abstimmungsvorlagen 
präsentieren, häufig entscheidenden Einfluss auf deren Beschlüsse aus.
30 Vgl. Regel 21 und Hill (1992, S. 63).
31 Vgl. Tröger (1981, S. 314).
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Im Zusammenhang mit der Vergabe Olympischer Spiele sind insbesonde-
re zwei Kommissionen relevant: Die Nominierungskommission (Zusatzbestim-
mungen zu den Regeln 21 § 3 und 16 §§ 2.3 und 2.4) hat die Aufgabe, jede Kandi-
datur zur Mitgliedschaft im IOC zu überprüfen und zu bewerten. Sie beschafft 
dazu alle notwendigen Informationen über einen Bewerber und gibt auf dieser 
Basis  eine Empfehlung zu dessen Aufnahme oder  Nichtaufnahme ab. Diese 
Empfehlung leitet die Nominierungskommission dem Exekutivkomitee zu, das 
letztlich der Session einen Kandidaten zur Wahl vorschlägt. Die Nominierungs-
kommission setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen. Diese werden nicht 
vom Präsidenten berufen; vielmehr werden drei Mitglieder von der Ethikkom-
mission, drei von der Session und eines von der Athletenkommission gewählt.
Die für jede anstehende Vergabeentscheidung vom Präsidenten neu zu 
bildende Evaluierungskommission (Zusatzbestimmungen zu den Regeln 21 § 5 
und 34 § 2.2) ist für die Beurteilung der Bewerbungskonzepte derjenigen Städte 
zuständig, die die Ausrichtung Olympischer Spiele anstreben und vom Exeku-
tivkomitee den offiziellen Kandidatenstatus erhalten haben. Die Besetzung der 
Evaluierungskommission erfolgt durch den Präsidenten, der dabei allerdings 
die  Vorgaben  der  Statuten  hinsichtlich  der  strukturellen Zusammensetzung 
beachten muss. Danach müssen in der Kommission unter anderem Vertreter 
der IFs, der NOKs und der Athletenkommission, sowie IOC-Mitglieder und Ex-
perten von außerhalb des IOC vertreten sein (Zusatzbestimmung zu Regel 34 § 2.2).
Anhand  des  organisatorischen  Aufbaus  lässt  sich  die  Entscheidungs-
struktur des IOC in drei Ebenen untergliedern: Während die Diskussion inhalt-
licher Alternativen, das heißt die Entscheidungsvorbereitung, überwiegend auf 
der Ebene der Kommissionen stattfindet und damit dort die Willensbildung 
des IOC und letztlich der gesamten Olympischen Bewegung weitgehend vorge-
zeichnet wird, sind die Organe des IOC mit der formellen Beschlussfassung be-
auftragt. Während die Session dabei angesichts mangelnder inhaltlicher Ge-
staltungsspielräume eher nominell als Entscheidungsträger fungiert, hat das 
Exekutivkomitee  nicht  nur  umfangreiche  formelle  Entscheidungskompeten-
zen, sondern auch weitreichende inhaltliche Gestaltungsspielräume. Auf der 
Ebene der Administration, partiell auch durch das Exekutivkomitee, wird die 
Umsetzung der gefassten Beschlüsse vorgenommen.
Deutlich wird bei Betrachtung des IOC-Entscheidungsgefüges auch, dass 
das Recht, an der Willensbildung des IOC mitzuwirken, in erheblichem Umfang 
mit dem Status der Mitgliedschaft im IOC korreliert. Dieses Prinzip wird nur in 
Bezug auf  die Nicht-IOC-Mitglieder  in  den Kommissionen durchbrochen. Da 
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diese vom Präsidenten benannt werden, kommt ihm eine Schlüsselposition bei 
der inhaltlichen Ausrichtung des IOC zu.
Entscheidungsprozesse im IOC
Für den zu untersuchenden Sachverhalt hat zum einen die Entscheidung über 
die  IOC-Mitgliedschaft  besondere  Relevanz, da  der  Mitgliedschaftsstatus  als 
maßgebliches Kriterium für das Recht zur Teilnahme an der IOC-Willensbil-
dung angesehen werden kann. Zum anderen bedarf es freilich der Berücksich-
tigung  der  eigentlichen  Entscheidungsprozesse  im  Zusammenhang  mit  der 
Vergabe der Olympischen Spiele.
Die Olympische Charta schreibt für Beschlüsse des IOC die demokratische 
Willensbildung vor. Entscheidungen werden in der  Regel  mit  der  absoluten 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen getroffen, wobei jedes Mitglied 
über eine Stimme verfügt (Regel 18 §§ 3 und 4).
Bestimmungen zum Mitgliedschaftsstatus
Die Mitglieder, ausschließlich natürliche Personen, sind nach der Olympischen 
Charta die Repräsentanten des IOC (Regel 16 § 1.4) und konstituieren es damit 
gleichsam. Sie üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus, das heißt, sie erhalten da-
für keine Vergütung.32 Der Mitgliedschaftsstatus gewährt vor allem das aktive 
und passive Wahlrecht im IOC. Die Mitglieder haben damit zum einen im Rah-
men der Session die Möglichkeit, bei Sach- und Personalentscheidungen mit-
zuwirken. Dies schließt die Neu- beziehungsweise Wiederwahl von IOC-Mit-
gliedern ebenso ein wie ein Vorschlagsrecht zur Aufnahme neuer Mitglieder in 
das IOC (Regel 16 § 1.7 und Zusatzbestimmung zu Regel 16 §§ 2.1 und 2.6.1). Das 
IOC bestimmt Neumitglieder nach dem Kooptationsprinzip,33 es  stellt  damit 
eine sich selbst ergänzende Organisation dar. Im Zuge der IOC-Reform des Jah-
res 1999 wurde die Zahl der IOC-Mitglieder auf höchstens 115 begrenzt (Regel 16 
§ 1.1). Die Zusammensetzung der Session als Versammlung der IOC-Mitglieder 
wird sich nach Ablauf einer Übergangsperiode wie folgt darstellen: Höchstens 
70 Personen können als persönliche Mitglieder ins IOC berufen werden. Ihre 
Mitgliedschaft ist dabei an Person und Nationalität gebunden. Grundsätzlich 
soll  nicht mehr als ein persönliches Mitglied je Land ins IOC aufgenommen 
werden (Regel 16 § 1.1.1). Höchstens 45 Personen können als Funktionsträger 
32 Für die Teilnahme an Sessionen beziehungsweise Treffen des Exekutivkomitees erhalten die Mitglieder seit 1981 
eine Aufwandsentschädigung, vgl. Simeoni (1999, S. 3), Ullrich (1999, S. 36) und Maennig (2001, S. 167–168).
33 Vgl. Rittberger/Boekle (1996, S. 168) und Zippelius (1999, S. 174–175).
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anderer  Teile  der  Olympischen  Bewegung  IOC-Mitglieder  werden.  Jeweils 
höchstens 15 funktionsgebundene Mitgliedschaften werden dabei an hochran-
gige Vertreter der IFs und NOKs sowie an Mitglieder der Athletenkommission 
vergeben. 
Das Exekutivkomitee trifft die Entscheidung darüber, ob ein vorgeschla-
gener Kandidat der Session zur Wahl gestellt werden soll. Die grundsätzlich in 
geheimer Abstimmung gewählten Kandidaten werden für acht Jahre Mitglie-
der im IOC; nach Ablauf der Amtszeit ist eine Wiederwahl möglich (Regel 16 
§ 1.7 und Zusatzbestimmung zu Regel 16 § 2.5.2). Von diesem Verfahren ausge-
nommen sind zwölf Vertreter der Athletenkommission, die von den Teilneh-
mern an den Olympischen Spielen direkt für acht Jahre als Mitglieder ins IOC 
gewählt werden (Zusatzbestimmung zu Regel 16 § 2.5.2). Diese mit der IOC-Re-
form 1999 eingeführte Regelung erscheint bedeutsam. Zum einen, weil sie eine 
Durchbrechung des Kooptationsprinzips darstellt, zum anderen, weil die akti-
ven Athleten dadurch ein institutionalisiertes Mitwirkungsrecht an Entschei-
dungen des IOC erhalten haben. Die Mitgliedschaft im IOC endet durch Rück-
tritt, durch Verlust des Amtes, aufgrund dessen die Aufnahme ins IOC erfolgt 
war, durch Erreichen der Altersgrenze von 70 Jahren oder durch ein Scheitern 
der Wiederwahl (Regel 16 § 3).
Verfahren zur Vergabe Olympischer Spiele 
Die Wahl eines Austragungsortes erfolgt nach einem zweistufigen Vergabever-
fahren: Eine  an  der  Ausrichtung der  Olympischen  Spiele  interessierte  Stadt 
muss zunächst mittels einer nationalen Vorauswahl vom zuständigen NOK als 
Bewerberin ihres Landes nominiert werden (Regel 28 § 4 und Zusatzbestim-
mung zu Regel 34 § 1.3). Alle auf diese Weise nominierten Städte haben sich 
dann einem ersten Auswahlprozess des IOC zu stellen, bei dem bestimmt wird, 
welche der Bewerber den offiziellen Kandidatenstatus erhalten. Diese erste Be-
werbungsphase wird vom Exekutivkomitee geleitet. Zur inhaltlichen Fundie-
rung der Auswahl der Kandidatenstädte prüft eine mit externen Experten und 
Mitgliedern der IOC-Administration besetzte Arbeitsgruppe die Konzepte aller 
Bewerbungen vor allem nach technischen Kriterien.34
34 Zu diesen Kriterien gehören Motivation und Konzept der Bewerbung, die öffentliche Meinung dazu, die politi-
sche Unterstützung, Veranstaltungsorte, Beherbergung, Verkehrsinfrastruktur und allgemeine Bedingungen wie 
Klima, Umwelt, Erfahrungen und Sicherheit, vgl. www.spiegel.de (2004 a), IOC (2000 a), IOC (2000 b) und IOC 
(2000 c).
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Ziel der Vorauswahl ist es, bereits vor Vergabe des offiziellen Kandidaten-
status die organisatorischen Voraussetzungen der Bewerberstädte zu überprü-
fen und Schwächen in den Bewerbungen aufzudecken.35 Nach Abschluss dieser 
Überprüfung hat das Exekutivkomitee die Aufgabe, die Städte, die den Kandi-
datenstatus  erhalten  sollen,  auszuwählen  (Zusatzbestimmung  zu  Regel  34 
§ 1.6). Die von der Arbeitsgruppe vorgenommene Benotung der Bewerbungen 
bildet dabei die Entscheidungsgrundlage. Theoretisch soll der Einschnitt dort 
erfolgen, wo der größte Abstand zwischen zwei Bewerberstädten besteht,36 es 
liegt jedoch letztlich im Ermessen des Exekutivkomitees, zwischen angenom-
menen und abgewiesenen Bewerbungen zu trennen.37
In einer zweiten Phase müssen die offiziell anerkannten Kandidaten dem 
IOC gegenüber zunächst  die Möglichkeiten zur Umsetzung ihres Vorhabens, 
insbesondere dessen finanzielle Absicherung, detailliert nachweisen (Zusatz-
bestimmung zu Regel 34 § 2.4). Im Weiteren wird eine Evaluierungskommission 
mit  der  Aufgabe  betraut, bis  zur  Vergabeentscheidung  eine  detaillierte  Be-
urteilung der Kandidaturen, unter anderem auch durch Besuche in den einzel-
nen Städten, vorzunehmen. Die Ergebnisse dieser Evaluierung leitet die Kom-
mission in einem Bericht an das Exekutivkomitee weiter. Dieses benennt auf 
Basis  des  Berichts  diejenigen  Kandidaten, die  der  Session  zur  Wahl  gestellt 
werden sollen, ist dabei jedoch nicht verpflichtet, alle Kandidaturen zu berück-
sichtigen. Bei der letztendlichen Abstimmung über den Austragungsort in der 
Session  dient  die  Einschätzung  der  Evaluierungskommission  zwar  als  Ent-
scheidungsgrundlage, bindet die IOC-Mitglieder jedoch nicht unmittelbar (Re-
gel 34 § 4). Stehen mehr als zwei Kandidaten zur Wahl und erreicht keiner im 
ersten Wahlgang die absolute Mehrheit, erfolgt zunächst eine Auslese nach der 
Hare-Regel.38 Hierbei scheidet in jeder Abstimmungsrunde diejenige Kandida-
tur aus, die die geringste Stimmenzahl erreicht. Dieses Verfahren wird solange 
angewendet, bis nur noch zwei Alternativen zur Wahl stehen, von denen dann 
diejenige mit den meisten Stimmen den Zuschlag erhält.39
35 Vgl. IOC (2000 c).
36 Vgl. www.spiegel.de (2004 a).
37 Das Exekutivkomitee hat das Recht, den Kandidatenstatus auch an Städte zu vergeben, die die geforderte Ge-
samtnote nicht erreichen, und hat dies beispielsweise mit Istanbul beim Vergabeprozess für die Sommerspiele 
2008 auch getan, vgl. IOC (2000 c). Vgl. zur weitgehenden Entscheidungsfreiheit des Exekutivkomitees in dieser 
Frage auch IOC (2000 b).
38 Vgl. Schauenberg (1992, S. 426).
39 Vgl. ebd. (S. 428 ff.) und Rose-Ackerman (1995, S. 140 ff.).
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Nach der Vergabeentscheidung, die aufgrund der notwendigen organisa-
torischen und bautechnischen Vorlaufzeit sieben Jahre vor Durchführung der 
betreffenden Spiele getroffen wird, unterzeichnen das IOC und die gewählte 
Stadt einen Ausrichtungsvertrag, was den Beginn der Vorbereitungs- und Ko-
ordinierungsphase kennzeichnet (Regel 38 § 1 und Zusatzbestimmung zu Regel 
38). Das IOC verlangt dabei von der zugehörigen nationalen Regierung, die Be-
stimmungen der Olympischen Charta ohne Einschränkungen zu respektieren 
(Regel 34 § 3 und Zusatzbestimmung zu Regel 34 § 1.2). Dies heißt in letzter 
Konsequenz auch, nationales Recht den olympischen Statuten unterzuordnen.
Der mit der IOC-Reform des Jahres 1999 eingeführte zweistufige Vergabe-
prozess ist vor allem dadurch gekennzeichnet, dass er dem Exekutivkomitee – 
mit dem Recht zur zweimaligen Vorauswahl – und auch den jeweiligen Evalu-
ierungskommissionen  größere  Kompetenzen  zuweist.40 Die  Befugnisse  der 
Session wurden dagegen beschnitten: Besuche von IOC-Mitgliedern in Kandi-
datenstädten sind nach den vom IOC für alle am Vergabeprozess beteiligten 
Parteien eingeführten Verhaltensregeln nicht mehr gestattet,41 das heißt, die 
Mitglieder sind zur Beurteilung der Kandidaten auf den Bericht der Kommis-
sion angewiesen. Weiterhin beschränkt sich die Möglichkeit der Stimmabgabe 
in der Session auf den Kreis der nach Abschluss der ersten Phase vom Exekutiv-
komitee zugelassenen Kandidaten.
Die maßgeblichen Finanzierungsquellen des IOC
Gegenwärtig finanziert sich die Olympische Bewegung zu etwa 75 % aus den 
Sponsorengeldern42 und dem Verkauf  der  Fernsehrechte.43 Die  erzielten  Ein-
nahmen aus dem Sponsoring und dem Verkauf der Übertragungsrechte gibt 
das IOC größtenteils an die Organisationskomitees der Spiele weiter.44
Der Verkauf der Rechte für die Fernsehberichterstattung einer oder mehre-
rer Ausgaben der Olympischen Spiele erfolgt im Rahmen eines Bieterverfahrens, 
bei  dem  das  IOC  die  Übertragungsrechte  für  einzelne  Länder  oder  be-
stimmte Weltregionen an diejenigen Fernsehsender oder Bietergemeinschaf-
40 Vgl. IOC (2000 c).
41 Vgl. ebd.
42 Vereinfachend sollen hier alle Akteure, die vom IOC das Recht zur Nutzung Olympischer Symbole für Werbezwe-
cke gegen Entgelt erworben haben, als Sponsoren bezeichnet werden. Insofern lassen sich auch Lizenznehmer un-
ter dem Terminus Sponsoren zusammenfassen.
43 Vgl. Holderbach (1998, S. 51).
44 Vgl. Rittberger/Boekle (1996, S. 183).
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ten45 vergibt, die das aus IOC-Sicht beste Angebot vorlegen.46 Mit dem Verkauf 
der Fernsehrechte lassen sich etwa seit Mitte der Siebzigerjahre bedeutende 
Erlöse erzielen,47 wobei insbesondere seit den Achtzigerjahren ein erheblicher 
Anstieg der gezahlten Summen, aktuell auf etwa drei Milliarden US-Dollar für 
die Rechte an den Spielen der Jahre 2010 und 2012,48 zu verzeichnen ist.49
Neben den Fernsehrechten ist  der  Verkauf  der Nutzungsrechte an den 
Olympischen Symbolen50 die zweite Haupteinnahmequelle der Olympischen 
Bewegung.51 Sie wurde systematisch erst im Laufe der vergangenen 20 Jahre 
im Zuge der Entwicklung des TOP-Programms erschlossen.52 Unter der Bezeich-
nung The Olympic Partner Programme erhält dabei eine begrenzte Anzahl von 
Unternehmen das Recht, für die Dauer einer Olympiade, das heißt für vier Jah-
re, weltweit und exklusiv mit den Olympischen Symbolen zu werben.53 Die Ein-
nahmen von den TOP-Unternehmen haben sich seit Einführung des TOP im 
Jahre 1985 mehr als versechsfacht.54
Den hohen Zahlungen für die Fernsehrechte und für die Rechte an der 
olympischen  Symbolik  ist  gemeinsam, dass  sie  letztlich  Marketingzwecken 
dienen und damit auf die Kaufkraft der weltweiten Endnachfrager abzielen. 
Durch die in den vergangenen 20 Jahren erheblich gestiegene ökonomische 
Bedeutung wurden die Spiele zu einem äußerst attraktiven Produkt, das durch 
die  Produktionskette  Athleten  –  Ausrichter  –  Medien  –  Sponsoren  eine  hohe 
Wertschöpfung generiert55 und  von  dem  alle  beteiligten  Akteure  in  erhebli-
chem Umfang profitieren.
Das IOC erhielt dadurch eine erhebliche finanzielle Machtposition, deren 
Grundlage seine Gatekeeper-Funktion für das olympische Geschehen ist: Die 
hohe Attraktivität  einer  Beteiligung an Olympischen Spielen in Verbindung 
45 Ein Beispiel für eine Bietergemeinschaft stellt die European Broadcasting Union (EBU) als Zusammenschluss der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten Europas dar.
46 Vgl. Preuß (1999, S. 160 ff.).
47 Vgl. Blödorn (1980, S. 166).
48 Vgl. IOC (2004).
49 Vgl. Preuß (1999, S. 139 ff.), Heinemann (1997, S. 261–262) und Hahn (2004, S. 31).
50 Vgl. Regeln 7 bis 14, Höfer (1994, S. 106 ff.) und Schroeder (1976, S. 49 ff.).
51 Vgl. Rittberger/Boekle (1996, S. 175) und Holderbach (1998, S. 47).
52 Vgl. Simson/Jennings (1992, S. 138), Holderbach (1998, S. 49, 53 ff.) und Hill (1992, S. 74 ff.).
53 Vgl. Preuß (1999, S. 168 ff.) und Rittberger/Boekle (1996, S. 183).
54 Vgl. Holderbach (1998, S. 55).
55 Vgl. Maennig (2002, S. 78).
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mit dem Recht, den Zugang zu Olympischen Spielen in allen Bereichen exklu-
siv zu kontrollieren, verleihen dem IOC eine erhebliche Belohnungsmacht.56
Institutionenökonomische Analyse des institutionellen Handlungsrahmens 
und des Entscheidungsverhaltens der IOC-Mitglieder
Im folgenden Abschnitt soll analysiert werden, welche Verhaltensanreize der 
gegebene institutionelle Rahmen den IOC-Mitgliedern setzt und wie ein als 
homo oeconomicus agierendes Individuum das dominierende Handlungsziel 
der Eigennutzorientierung in diesem Kontext umsetzt. Um dann im weiteren 
einschätzen zu können, inwieweit  das  historisch  beobachtete Verhalten der 
IOC- Akteure dem Verhalten entspricht, das angesichts der von ihnen vorge-
fundenen Handlungssituation zu erwarten wäre, erscheint es angebracht, zu-
nächst einige, auf den Themenkreis  Vergabe bezogene anreizkonforme Hand-
lungsmuster abzuleiten.
Das IOC und die Olympische Bewegung aus Sicht der Principal-Agent-Theorie
Das IOC weist  zwar intern eine demokratische Struktur  auf, verzichtet  aber 
nach außen weitgehend auf ein Mitwirkungsrecht der Beherrschten an IOC-Ent-
scheidungen. Damit liegt zwar keine Beauftragung durch Wahl vor. Wie ge-
zeigt wurde, besteht aber sowohl zur Olympischen Bewegung als auch zu de-
ren ideeller Grundlage ein faktisches Beauftragungsverhältnis. Aus Sicht der 
Vertretungstheorie lässt sich dieses Verhältnis als zweifache Principal-Agent-
Beziehung beschreiben. Beim Versuch einer Erklärung von IOC-Entscheidun-
gen muss neben dem faktischen Beauftragungsverhältnis die explizite Delega-
tion von Vertretungsmacht innerhalb des IOC von den einfachen Mitgliedern 
an die Leitungsorgane Präsident und Exekutivkomitee beachtet werden.
Eine Beurteilung dieser beiden Principal-Agent-Beziehungen hat davon 
auszugehen, dass zwischen den Zielen der Agenten und der Principale keine 
Harmonie herrscht. Inwieweit die Auftragnehmer vor diesem Hintergrund die 
Ziele der Auftraggeber verfolgen, hängt davon ab, welche Möglichkeiten zur 
Sanktionierung des Verhaltens der Agenten bestehen. Es wird daher zum einen 
zu untersuchen sein, inwieweit den Principalen die Reaktionsweisen Abwan-
derung und Widerspruch offenstehen. Zum anderen bedarf – insbesondere bei 
56 Vgl. Preuß (1999, S. 314).
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eingeschränkten  Abwanderungsmöglichkeiten  –  der  Aspekt  der  Verhaltens-
steuerung besonderer Beachtung.
Vertretungsbeziehung zwischen der olympischen Basis und dem IOC
Maßgebliches Kennzeichen dieser Principal-Agent-Beziehung ist die Monopol-
position, die das IOC wegen des Angebots eines einzigartig angesehenen, pres-
tigeträchtigen und dementsprechend von allen Beteiligten begehrten Produktes 
einnimmt. Insbesondere gilt dies für die Athleten. Sie haben in eine Karriere als 
Hochleistungssportler hohe spezifische Investitionen getätigt, die bei einem Ver-
zicht auf eine Partizipation an olympischen Wettkämpfen eine erhebliche Ent-
wertung erfahren würden. Diese potenziellen sunk costs stehen als Opportuni-
tätskosten einer Abwanderung entgegen. Auch aus Sicht der IF-Akteure sind 
olympische  Wettkämpfe  die  beste  Werbung  für  ihre  jeweiligen  Sportarten57 
und mit einem Bedeutungszuwachs für die eigene Organisation verbunden. 
Der größte Prestige- und Werbeeffekt dürfte freilich bei den Städten entstehen, 
die  als  Ausrichter  die  Infrastruktur  für  die  Durchführung  der  Olympischen 
Spiele zur Verfügung stellen.
Damit  bleibt  festzuhalten, dass  für  die  Akteure  der  olympischen Basis 
eine Abwanderung aus dem Einflussbereich des IOC kaum möglich erscheint. 
Bei derart eingeschränkten Abwanderungsmöglichkeiten und damit langfristi-
ger  Bindung  an  den  Agenten  kommt  dem  Sanktionsmechanismus  Wider-
spruch, das heißt der Möglichkeit, verhaltenssteuernde Eingriffe in Form von 
Anweisungen oder gar eine Absetzung des Agenten vorzunehmen, erhöhte Be-
deutung zu. Bei  den IOC-Mitgliedern bestehen diese Optionen jedoch nicht. 
Auf die kooptierten Mitglieder besteht per Definition kein Zugriff, und die ge-
wählten Athletenvertreter sind für eine einmalige Amtszeit von acht Jahren 
im IOC und unterliegen damit keiner verhaltensbeeinflussenden Wiederwahl-
restriktion.
Eine Art Kontrollorgan zur Sicherstellung der Verhaltensqualität könnten 
die  IOC-Kommissionen  allen  voran  die  Ethikkommission  und  die  Nominie-
rungskommission darstellen. Aus Sicht der Principal-Agent-Theorie kommt der 
Nominierungskommission die  Aufgabe zu, die  ex-ante-Qualitätsunsicherheit 
bei neuen IOC-Mitgliedern zu reduzieren, während die Ethikkommission zur 
Bewältigung der  ex-post-Verhaltensunsicherheit  dient. Die  Kommissionsmit-
glieder besitzen jedoch keine institutionalisierten Eingriffsrechte und werden 
57 Vgl. Rittberger/Boekle (1996, S. 172).
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darüber hinaus mehrheitlich nicht von der olympischen Basis, sondern von IOC-
Präsidenten ausgewählt,58 was  deren Unabhängigkeit  erheblich  einschränkt. 
Eine weitere Möglichkeit, Widerspruch zumindest zu äußern, besteht in öffent-
lichem, beispielsweise durch mediale Berichterstattung artikulierten Druck auf 
das IOC. Die Medien besitzen zwar keine Durchgriffsrechte auf das IOC, könn-
ten aber als  Anwälte der olympischen Basis beziehungsweise der Olympischen  
Idee fungieren und beauftragungsgemäßes Verhalten der IOC-Mitglieder pos-
tulieren.
Es  zeigt  sich, dass  Widerspruch  gegen das  Verhalten der  IOC-Mitglieder 
zwar artikuliert, aber nicht durchgesetzt werden kann. Es fehlt dazu an sanktio-
nsbewehrten institutionellen Durchsetzungsmechanismen. Weder schuldet das 
IOC der olympischen Basis Rechenschaft, noch existiert eine Instanz, die eine 
Kontrolle ausübt oder Anweisungen erteilen könnte.59 Vielmehr besitzt das IOC 
kraft seiner Stellung in der Olympischen Bewegung selbst die Interpretations-
hoheit über die olympische Ideologie und das Recht zu deren Konkretisierung. 
Damit bleibt als verhaltensbeeinflussende Maßnahme die leistungsabhängige 
Entlohnung der IOC-Mitglieder in Form eines Kontrakt- oder Residualeinkom-
mens,60 aber auch darauf wird zugunsten des ehrenamtlichen Charakters der 
IOC-Arbeit verzichtet.
Zusammenfassend  kann  festgehalten  werden,  dass  in  der  Principal-
Agent-Beziehung zwischen dem IOC und der olympischen Basis zu dem Pro-
blem kaum vorhandener Abwanderungsoptionen sehr eingeschränkte Mög-
lichkeiten für die Reaktionsweise Widerspruch hinzukommen: Bereits dessen 
bloße Artikulation bereitet Schwierigkeiten, da das IOC nicht nur einem Perso-
nenkreis, sondern vor allem einer wenig konkretisierbaren überindividuellen 
Idee verpflichtet ist. Scheint dieses Artikulations- und Interpretationsproblem 
zumindest ansatzweise durch Informationsintermediäre noch lösbar, fehlt es 
insbesondere an einer sanktionsbewehrten Kontrollinstanz, der gegenüber das 
IOC zur Rechenschaftsablage verpflichtet ist, und die durchsetzen kann, dass 
geäußerter Widerspruch für die Akteure im IOC handlungsleitend wird. Für die 
IOC-Mitglieder ergibt sich aus diesen Rahmenbedingungen in der Vertretungs-
beziehung  zur  olympischen  Basis  ein  umfangreicher  diskretionärer  Hand-
lungs- und Entscheidungsspielraum.
58 Eine Ausnahme bildet hier die Athletenkommission, bei der zwölf der 19 Mitglieder aus der Mitte der Athleten 
gewählt werden.
59 Vgl. Doehring (1981, S. 322).
60 Vgl. Vanberg (1982, S. 21).
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Das IOC weist  damit  deutliche  Parallelen zu einer  geschlossenen Füh-
rungselite in Oligarchien auf, die bei Abwesenheit eines Kontrollorgans nahe-
zu unbeschränkte Macht ausüben kann.61
Vertretungsbeziehung zwischen den einfachen IOC-Mitgliedern und der 
IOC-Führung
Auch die IOC-interne Principal-Agent-Beziehung ist danach zu beurteilen, wel-
che Möglichkeiten sie den in diesem Fall als Principale fungierenden einfachen 
IOC-Mitgliedern bietet, das Verhalten der mit der Führung der Organisation be-
auftragten Personen mit Abwanderung und Widerspruch zu sanktionieren. Da 
es sich um eine demokratische Repräsentationsbeziehung handelt, das heißt, 
um einen durch Wahl für eine bestimmte Amtszeit erteilten Vertretungsauf-
trag, ist  eine Abwanderung in diesem Zeitraum ausgeschlossen. Die Verbin-
dung zwischen Principal und Agent über einen Wahlzug ordnet den Wählern 
zwar die Rolle des klassischen demokratischen Kontrollorgans zu; der dafür ty-
pischen verhaltenssteuernden Wiederwahlrestriktion unterliegen jedoch nicht 
alle Akteure der aus dem Präsidenten und den übrigen Mitgliedern des Exeku-
tivkomitees  bestehenden  IOC-Führung.  Die  restriktiven  Wiederwahlmöglich-
keiten, nach denen höchstens eine einmalige Wiederwahl möglich ist, versetzen 
einen Teil der Akteure in die Lage, wegen ihres zwangsweisen Ausscheidens aus 
dem Führungsgremium keine Stimmen für eine Wiederwahl sammeln zu müs-
sen. Eine  Kontrolle  erscheint  jedoch  prinzipiell  möglich, weil  die  Delegation 
umfangreicher Entscheidungsbefugnisse an das Exekutivkomitee widerruf-
lich erfolgt und außerdem viele Sachfragen, anders als in der typischen indi-
rekten Demokratie, weiterhin der Zustimmung durch die Session bedürfen. 
Ein mögliches  over-ruling der  IOC-Führung durch  die  einfachen  Mitglieder 
wird  auch  dadurch  erleichtert,  weil  in  einem  relativ  kleinen  Entschei-
dungskollektiv wie dem IOC das rational ignorance-Phänomen weniger Rele-
vanz besitzen dürfte. 
Die Durchsetzung dieses Widerspruchs gegen die Exekutive setzt aller-
dings das Erreichen eines Quorums voraus, das für die Einberufung einer au-
ßerordentlichen  Session, die  Überstimmung  des  Exekutivkomitees  oder  die 
Durchführung einer geheimen Stimmabgabe grundsätzlich erforderlich ist. Er-
schwert wird der Session eine Kontrolle der führenden Repräsentanten weiter-
hin durch die nicht-öffentlich stattfindenden Sitzungen des Exekutivkomitees, 
61 Vgl. Medding (1970, S. 6–7), Michels (1958, S. 37, 418) und Zippelius (1999, S. 172 ff.). Eine oligarchische beziehungs-
weise autokratische Herrschaft des IOC erkennen auch Rittberger/Boekle (1996, S. 187).
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dessen Recht, die Tagesordnung für die Vollversammlungen festzulegen, sowie 
durch die übliche Praxis, inhaltliche Diskussionen weitgehend in die keinem 
Einfluss der Session unterliegenden Kommissionen auszulagern.
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die IOC-interne Principal-
Agent-Beziehung zwischen den einfachen Mitgliedern und der Exekutive ins-
besondere durch das Vorhandensein direktdemokratischer Elemente nicht als 
typische politische Repräsentation bezeichnet werden kann, mithin auch nicht 
das Problem der Entkoppelung von Wählern und Gewählten aufweist. Zwar er-
geben sich insbesondere durch die Delegation wichtiger Entscheidungsbefug-
nisse und die eingebauten Hürden für direktdemokratische Eingriffe diskretio-
näre  Entscheidungsspielräume  für  die  Mitglieder  des  Exekutivkomitees; 
grundsätzlich besteht aber die Möglichkeit einer Kontrolle der Akteure mittels 
verhaltenssteuernder Maßnahmen. Ambivalent sind die restriktiven Wieder-
wahlbestimmungen im Exekutivkomitee zu beurteilen. Einerseits können sie 
Oligarchisierungstendenzen innerhalb des IOC verhindern, andererseits  leis-
ten sie einer Entkoppelung von den einfachen IOC-Mitgliedern Vorschub.
Prognostizierbare Verhaltensweisen im Hinblick auf die Vergabefrage und 
deren Vergleich mit beobachtetem Verhalten der IOC-Mitglieder
Aufbauend auf  den gewonnenen  Erkenntnissen  sollen  nun für  den Bereich 
Vergabe  der  Olympischen  Spiele  theoretisch  fundierte  Verhaltensprognosen 
für  die  IOC-Mitglieder  abgeleitet  werden. Es  wird  also  davon  ausgegangen, 
dass die Akteure primär an der Erhöhung ihres individuellen Nutzens interes-
siert sind und dabei von bestimmten Handlungsrestriktionen beschränkt wer-
den. Diese Grenzen des Eigennutzstrebens sind hier von besonderem Interesse. 
Es geht um die Frage, welche Kriterien die Entscheidungsgrundlage der Mit-
glieder bilden, wenn angesichts umfangreicher diskretionärer Handlungsspiel-
räume von einer weitgehenden Irrelevanz der eigentlichen Beauftragung aus-
gegangen werden kann.
In einem weiteren Schritt werden dann jeweils die prognostizierten mit 
den beobachteten Verhaltensweisen der IOC-Mitglieder verglichen. Eine detail-
lierte Rekonstruktion von Einzelentscheidungen wird dabei nicht angestrebt. 
Es  geht  vielmehr  darum, grundsätzliche  Entwicklungslinien  der  IOC-Arbeit 
nachzuzeichnen  und  so  zu  Tendenzaussagen  zu  gelangen.62 Berücksichtigt 
62 Zu beachten ist dabei, dass das Verhalten der konkret identifizierbaren IOC-Akteure nie vollständig mit theore-
tisch abgeleiteten und daher idealtypischen Verhaltensweisen übereinstimmen wird.
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werden muss dabei außerdem, dass die Handlungssituation der Akteure vor 
der Reform von 1999 zum Teil durch andere institutionelle Rahmenbedingun-
gen gekennzeichnet war.63
Die IOC-Mitglieder sehen sich mit der Situation konfrontiert, bei der Ver-
gabeentscheidung keiner konkretisierbaren Beauftragung durch die Olympische 
Charta  zu  unterliegen.  Im  Sinne  der  Olympischen  Idee  kann  allerdings  ar-
gumentiert werden, dass mit der Ausübung des olympischen Sports im Zusam-
menhang stehende Kriterien wie zum Beispiel organisatorisch-infrastrukturelle 
Gegebenheiten  oder  auch  klimatische  Bedingungen  bei  der  Wahl  des  Aus-
richters primär berücksichtigt werden sollten. Dies bedeutet, dass die Bedürf-
nisse  der  olympischen  Athleten  maßgeblichen  Einfluss  auf  die  Vergabeent-
scheidung haben müssten.64 Wirtschaftliche Interessen, etwa die der Sponsoren 
und Fernsehsender, oder gar politische Zielsetzungen können dagegen keine Le-
gitimation durch die Olympische Charta für sich in Anspruch nehmen.
Prognostizierbare Verhaltensweisen
Wie  gezeigt  wurde  sind  die  Rahmenbedingungen  der  Vergabeentscheidung 
vor allem durch fehlende Vorgaben in den Statuten und umfangreiche diskre-
tionäre Entscheidungsspielräume der IOC-Mitglieder gekennzeichnet. Für die 
Akteure ergeben sich damit prinzipiell zwei alternative Strategien. Zum einen 
werden  Mitglieder  existieren, die  mit  der  Vergabeentscheidung  persönliche 
Zielvorstellungen oder die Durchsetzung nationaler Interessen verbinden. Die-
se werden versuchen, die Abstimmung in ihrem Sinne, etwa durch Absprachen 
mit  anderen Mitgliedern, zu beeinflussen. Auch ein Stimmentausch ist  hier 
denkbar: In diesem Fall lassen sich Mitglieder ihre Zustimmung durch ein Ge-
schäft auf Gegenseitigkeit abhandeln, indem sie ihren Tauschpartner bei einer 
von ihnen als wichtiger erachteten IOC-Entscheidung auf die eigene Position 
verpflichten.  Die  Bedingungen  für  das  Zustandekommen  eines  Stimmen-
tauschs können angesichts der relativ überschaubaren Zahl von IOC-Mitglie-
dern als günstig eingestuft werden.
Wer dagegen dem Ausgang der  Vergabeentscheidung eher gleichgültig 
gegenübersteht, hat Anreize, seine Stimme zu verkaufen. Diesen Anreizen be-
gegnet auf Seiten der Bewerberstädte angesichts der beträchtlichen Nutzen-
überschüsse einer Ausrichtung Olympischer Spiele ein als hoch einzustufen-
63 Vgl. o. V. (1999/2000, S. 11 ff.).
64 Vgl. Maennig (2001, S. 174).
Die Vergabe der Olympischen Spiele durch das IOC – eine institutionenökonomische Analyse 169
des  Bestechungspotenzial.65 Einschränkend  muss  freilich  bereits  hier  darauf 
hingewiesen werden, dass  der  Tatbestand der  Korruption nicht  zuletzt  auf-
grund der geheimen Abstimmung nicht nur schwer nachzuweisen sein wird,66 
sondern auch kaum eindeutig abgrenzbar ist.67 So dürfte es schwer fallen, Phä-
nomene wie die Annahme von Geschenken, sonstigen nichtmonetären Vortei-
len  oder  auch  Geldbeträgen  in  ein  abgestuftes  Spektrum  einzuordnen.68 Es 
zeigt sich, dass Bestechlichkeit in diesem Kontext lediglich eine – formal als il-
legal eingestufte – Art der Einkommensgenerierung darstellt.69
Unter den IOC-Mitgliedern dürften für Geldzahlungen vor allem einkom-
mensschwache Vertreter  anfällig sein, weil  sie  auf diese Weise relativ  hohe 
Einkommenszuwächse erzielen können.70 Wenn zudem unterstellt wird, dass 
wirtschaftlich schwache Mitglieder vorwiegend aus Ländern kommen, deren 
Kandidatenstädte  bei  der  Wahl  des  Ausrichters  ohnehin  meist  chancenlos 
sind, dürfte  bei  ihnen  die  dargestellte  Alternativstrategie  der  Durchsetzung 
persönlicher Interessen kaum eine Rolle spielen. Anders sieht dies bei Mitglie-
dern aus traditionellen Ausrichterstaaten (USA, Kanada, die Staaten Westeuro-
pas, Australien und Japan) aus. Bei ihnen ist zu erwarten, dass sie eher versu-
chen werden, durch Stimmenhandel wechselseitige Gewogenheitsverhältnisse 
zu erzeugen, um bei zukünftigen Abstimmungen über von ihnen präferierte 
Kandidaturen leichter Unterstützung zu finden.
Die Rahmenbedingungen der Vergabeentscheidung sind weiterhin durch 
die Beschaffenheit des Vergabeprozesses gekennzeichnet. Diesbezüglich muss 
zwischen der Situation vor und nach der IOC-Reform des Jahres 1999 unter-
65 Vgl. Maennig (2002, S. 66) und Maennig (2000, S. 35).
66 Vgl. ebd. (S. 84, Fußnote 13) und Schauenberg (1992, S. 426). Die geheime Wahl hat ambivalente Auswirkungen 
auf das Korruptionspotenzial. Einerseits wirkt die geringe Entdeckungswahrscheinlichkeit förderlich, andererseits 
vermindert die fehlende Möglichkeit, eine Stimmabgabe im Sinne des Korrumpierenden zu überprüfen, das Kor-
ruptionspotenzial.
67 Vgl. Maennig (2002, S. 67), Klitgaard (2000, S. 23), Tanzi (1998, S. 564–565) und Homann (1997, S. 191–192).
68 Es stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, wer überhaupt „korrumpiert“ werden kann. Nach der engen 
Definition ist dies nur bei staatlichen Entscheidungsträgern möglich, weil diese im öffentlichen Auftrag tätig und 
daher zur Neutralität verpflichtet sind. Nach der weiten Definition wird dagegen jede Form von Einflussnahme an 
den Wünschen des eigentlichen Auftraggebers vorbei als Korruption bezeichnet. Vgl. zur „weiten“ und „engen“ De-
finition von Korruption Klitgaard (2000, S. xi, 23).
69 Vgl. Weber (1968, S. 18). Insofern wäre bei Zugrundelegung der engen Definition eine Bestechung der IOC-Akteu-
re nicht als Korruption zu werten, weil das IOC keine staatliche und damit zur Neutralität verpflichtete Institution 
darstellt.
70 Wirtschaftlich schwache Mitglieder müssen gleichsam „von der IOC-Arbeit leben“, während materiell unabhän-
gige Mitglieder „für das IOC leben“ können, vgl. hierzu die Ausführungen über Politiker von Weber (1968, S. 15 ff.).
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schieden werden. Mit dem Ziel, die Intransparenz und Komplexität des Verga-
beprozesses zu reduzieren und damit die Entscheidung zu objektivieren, wur-
den umfangreiche Änderungen des Verfahrens durchgesetzt. Zu nennen sind 
in  diesem  Zusammenhang  insbesondere  die  Einführung  einer  Vorauswahl 
durch  die  IOC-Exekutive  und  die  verstärkte  Evaluierung  der  Bewerbungen 
durch IOC-Fachkommissionen, vorwiegend nach technischen Kriterien. Außer-
dem wurde ein Verbot von Besuchen in den Bewerberstädten für diejenigen 
IOC-Mitglieder  institutionalisiert,  die  nicht  in  der  Evaluierungskommission 
mitwirken. Diese Maßnahmen haben das Gewicht der einfachen Mitglieder 
bei der Entscheidungsfindung zwar tendenziell reduziert, die Wahl des Austra-
gungsortes  findet  jedoch  weiterhin  im Rahmen der  Session durch  geheime 
und demokratische Abstimmung statt. In erheblichem Maße zugenommen hat 
der Einfluss der IOC-Führung auf den Entscheidungsprozess zur Vergabe der 
Olympischen Spiele. Deshalb für die Exekutivmitglieder gesonderte Verhalten-
sprognosen zu erstellen, erscheint jedoch nicht notwendig, da sich ihr Einfluss 
nur bei der Vorauswahl erhöht hat; bei der Endabstimmung besitzen sie die 
gleichen Stimmrechte wie einfache Mitglieder.
Es zeigt sich, dass die prinzipiellen Anreizmechanismen trotz der weitrei-
chenden Änderungen durch die IOC-Reform von 1999 nicht grundlegend ver-
ändert wurden. Zwar hat sich das Gewicht tendenziell von den einfachen Mit-
gliedern  hin  zur  IOC-Führung  und  den  Fachkommissionen  verschoben,  die 
grundsätzlichen Optionen Verkauf der Stimme oder Durchsetzung persönlicher  
Zielvorstellungen sind jedoch weiterhin gegeben und können daher hier als pri-
märe Voraussagen gelten. Prognostiziert werden kann außerdem, dass sport-
bezogene Kriterien bei der Vergabeentscheidung kaum die ihnen im Sinne der 
Olympischen Charta gebührende, prädominante Rolle spielen werden. Dies gilt 
trotz  der  ebenfalls  im  Zuge  der  IOC-Reform  eingeführten  Repräsentanz  der 
Athleten im IOC aufgrund der geringen Stimmenzahl ihrer Vertreter.
Zusammenfassend kann in Bezug auf Vergabeentscheidungen folgendes 
prognostiziert werden:
- Unabhängig von der IOC-Reform 1999 gute Anreizbedingungen für 
Korruption beziehungsweise Beeinflussung von Entscheidungen un-
ter Umgehung des offiziellen Vergabeprozesses.
- Versuch  der  Durchsetzung  individueller  Zielvorstellungen  durch 
Tauschgeschäfte  und  Stimmenhandel  insbesondere  von  Seiten  der 
IOC-Mitglieder aus traditionellen Ausrichterstaaten.
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- Vernachlässigung  der  Interessen  der  Athleten  bei  der  Vergabeent-
scheidung. 
Vergleich mit beobachtetem Verhalten
Ist schon die Definition von korruptem Verhalten aufgrund der Abgrenzungs-
problematik mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden, gilt dies umso mehr, 
wenn der Nachweis der Bestechlichkeit  oder der Beeinflussung des  Abstim-
mungsverhaltens durch Stimmenhandel  erbracht  werden soll. Aufgrund der 
geheimen Wahl des Austragungsortes und der Komplexität des Vergabeprozes-
ses ist es  nahezu unmöglich, das Abstimmungsverhalten einzelner IOC-Mit-
glieder zu ermitteln, geschweige denn deren Motivation dazu in Erfahrung zu 
bringen.71
Geldzahlungen als Einflussfaktor bei Vergabeentscheidungen
Wie gezeigt wurde, erscheint es wenig sinnvoll, den Tatbestand der Bestech-
lichkeit ausschließlich an erhaltene Geldzahlungen zu binden. Vielmehr kann 
angesichts der vergleichbaren Auswirkungen jede Beeinflussung von IOC-Mit-
gliedern außerhalb des institutionalisierten Vergabeprozesses und den dabei 
maßgeblichen Kriterien als Korruption bezeichnet werden.72 Hinweise für der-
artiges  Verhalten  von IOC-Mitgliedern  existieren für  zahlreiche  Vergabeent-
scheidungen. So wurden im Zuge der Bewerbung Berlins für die Sommerspiele 
des Jahres 2000 von den Verantwortlichen Dossiers über persönliche Vorlieben 
der einzelnen IOC-Mitglieder angefertigt.73 Während es auch bei der Wahl Lille-
hammers zum Austragungsort der Winterspiele 1994 zu Unregelmäßigkeiten 
gekommen sein dürfte,74 steht die – bereits seit längerem vermutete – Beste-
chung einiger IOC-Mitglieder bei der Wahl Atlantas zum Ausrichter der Som-
merspiele 1996 inzwischen außer Frage.75 Die These, dass die Spiele dem Geld 
folgen, kann auch bei  der  Entscheidung für  Nagano als  Austragungsort  der 
Winterspiele 1998 angenommen werden.76 Im Zusammenhang mit der Verga-
71 Vgl. Rose-Ackerman (1995, S. 140) und Schauenberg (1992, S. 426).
72 Vgl. Maennig (2000, S. 34–35) und Emrich/Papathanassiou/Pitsch (1999, S. 36 ff.).
73 Vgl. Ullrich (1999, S. 70 ff.).
74 Vgl. Lösche (1997, S. 14).
75 Vgl. www.spiegel.de (1999 a).
76 Vgl. Ullrich (1999, S. 79 ff.), o. V. (1998 b, S. 222 ff.) und Simson/Jennings (1992, S. 299 ff.).
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be der Sommerspiele 2000 an Sydney existieren ebenfalls Bestechungsvor-
würfe.77
Gerade das Beispiel Nagano zeigt freilich auch, dass es häufig nahezu un-
möglich ist, nicht nur Bestechlichkeit, sondern vor allem einen Ursache-Wir-
kungs-Zusammenhang zwischen dem Versuch der Beeinflussung von IOC-Mit-
gliedern und deren Abstimmungsverhalten nachzuweisen.78 Mag die Wahl der 
Stadt Nagano zum Austragungsort Olympischer Winterspiele vor dem Hinter-
grund sportbezogener Kriterien aufgrund der dort gegebenen klimatischen, to-
pographischen und infrastrukturellen Gegebenheiten auch einigermaßen ab-
wegig erscheinen, so bedeutet dies noch lange nicht, dass Bestechungsgelder 
an IOC-Mitglieder gezahlt wurden oder gar, dass dadurch deren Abstimmungs-
verhalten beeinflusst worden wäre.
Ein Beweis für die Bestechlichkeit von IOC-Mitgliedern konnte erstmals 
im Zusammenhang mit der Wahl von Salt Lake City als Gastgeber für die Win-
terspiele 2002 erbracht werden. Mehreren IOC-Mitgliedern wurde nachgewie-
sen, im Vorfeld der Abstimmung Geldzahlungen beziehungsweise geldwerte 
Leistungen in beträchtlichem Umfang angenommen zu haben.79 Diese Ende 
des Jahres 1998 aufgedeckte Korruptionsaffäre führte zu einer größeren Krise 
des IOC, in deren Verlauf  zehn Mitglieder  das Komitee verlassen mussten.80 
Diese Krise, die als Auslöser für die weitreichenden IOC-Reformen des Jahres 
1999 angesehen werden kann, offenbart freilich wieder das Nachweisproblem: 
Hätte nicht mit Marc Hodler ein führendes IOC-Mitglied selbst die Vorgänge 
an die Öffentlichkeit gebracht,81 wären sie aller Wahrscheinlichkeit nach un-
entdeckt geblieben. Dass Korruption im IOC offenbar auch nach der Reform des 
Vergabeprozesses  weiter  möglich  ist, zeigten  Enthüllungen  im  Sommer  des 
Jahres  2004, die  unter  anderem  zum  Ausschluss  des  bulgarischen  IOC-Mit-
glieds  Slawkow führten.82 Der historische  Abriss  zeigt  auch, dass  das  Beste-
chungsproblem augenscheinlich  mit  der  sukzessiven Zunahme der  Zahl  der 
Bewerberstädte in den späten Achtziger- und Neunzigerjahren und dem sich 
77 Vgl. www.welt.de (2001 a) und Milton-Smith (2002, S. 137).
78 Das Abstimmungsergebnis könnte auch durch strategisches oder taktisches Verhalten einzelner IOC-Mitglieder 
zustande gekommen sein, vgl. hierzu die Untersuchung von Rose-Ackerman (1995, S. 140 ff.). Zur Problematik der 
vom IOC verwendeten Abstimmungsregel, die derartiges Verhalten der Mitglieder ermöglicht, vgl. Schauenberg 
(1992, S. 426 ff.).
79 Vgl. www.welt.de (2001 a) und Ullrich (1999, S. 3 ff., 15–16).
80 Vgl. Stratmann (1999 a, S. 46) und Stratmann (1999 b, S. 46).
81 Vgl. o. V. (1998 a, S. 41) und Kistner/Weinreich (2000, S. 18–19).
82 Vgl. Waldbröl (2004 b, S. 26) und Waldbröl (2004 a, S. 28).
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dadurch erheblich verschärfenden Wettbewerb unter den Kandidaten korre-
liert;83 eine  Entwicklung,  die  aus  anreiztheoretischer  Sicht  konsequent  er-
scheint.
Nicht-monetär induzierte Beeinflussung des Abstimmungsergebnisses
Eine  wahlentscheidende  Rolle  der  individuellen  Präferenzen  führender  IOC-
Mitglieder anstelle der korrekterweise primär zu berücksichtigenden sportbe-
zogenen Kriterien lässt sich zwar ebenfalls nicht nachweisen, erscheint aber in 
einigen Fällen wahrscheinlich. Als Beispiele hierfür kann die allgemein als po-
litisch eingestufte Wahl Pekings zum Ausrichter der Sommerspiele 200884 ge-
gen den von den Athleten bevorzugten und von der Evaluierungskommission 
als ebenbürtig eingestuften Mitbewerber Toronto angeführt werden.85 Eben-
falls  eine  Missachtung  der  Einschätzung  der  Evaluierungskommission  stellt 
der Sieg Turins über Sion bei der Abstimmung über den Austragungsort der 
Winterspiele  2006  dar.86 Diese  Wahl  wird  gemeinhin  als  Bestrafung des 
schweizerischen Kandidaten Sion für die Aufdeckung der IOC-Korruptionsaffä-
re durch das schweizerische IOC-Mitglied Hodler eingestuft.87 Wechselseitige 
Gewogenheitsverhältnisse  können  als  ausschlaggebend  für  die  Vergabe  der 
Sommerspiele 1988, 1992 und 2000 an Seoul, Barcelona und Sydney und damit 
in  die  Heimatländer  der  IOC-Führungsmitglieder  Un  Yong  Kim, Samaranch 
und Gosper angesehen werden.88 Insbesondere die Wahl von Barcelona gegen 
das favorisierte  Paris  dürfte nur aufgrund der gleichsam  kompensatorischen 
Wahl des französischen Kandidaten Albertville zum Gastgeber der Winterspie-
le 1992 möglich gewesen sein.89 Eine Vergabe als Ausgleich für knappe Abstim-
mungsniederlagen  bei  vorangegangenen  Bewerbungen  liegt  auch  bei  der 
Wahl von Athen und Peking als Ausrichter der Sommerspiele 2004 und 2008 
nahe.90
83 Vgl. Swart/Bob (2004, S. 1315) und Lösche (1997, S. 14).
84 Vgl. www.spiegel.de (2001 a) und www.spiegel.de (2001 b).
85 Vgl. www.welt.de (2001 b), www.spiegel.de (2001 a) und o. V. (1998 b, S. 222 ff.).
86 Vgl. Stratmann (1999 c, S. 38) und www.spiegel.de (1999 c).
87 Vgl. www.spiegel.de (1999 b) und www.spiegel.de (1999 c). Auch die Variante einer kompensatorischen Vergabe 
wird diskutiert, vgl. www.spiegel.de (1999 d).
88 Vgl. Rittberger/Boekle (1996, S. 174).
89 Vgl. Simson/Jennings (1992, S. 314–315).
90 Vgl. Swart/Bob (2004, S. 1320) und www.spiegel.de (2000).
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Die genannten Beispiele zeigen, dass die mit einer Kandidatur verbunde-
nen Vermarktungsmöglichkeiten alleine das Entscheidungsverhalten der IOC-
Mitglieder nicht erklären können, weil im Hinblick auf dieses Kriterium kon-
kurrierende  Bewerbungen  häufig  als  gleichwertig  angesehen  werden  kön-
nen.91 Als Beispiele seien hier Barcelona und Paris (1992), Turin und Sion (2006) 
sowie Peking und Toronto (2008) genannt. Dies gilt auch dann noch, wenn be-
rücksichtigt wird, dass für das Vermarktungspotenzial auch die Erreichbarkeit 
möglichst vieler kaufkräftiger Fernsehzuschauer durch Live-Berichterstattung 
zur besten Sendezeit maßgeblich ist. Weisen zwei Konkurrenten weder bei der 
dafür entscheidenden Lage der Zeitzone, noch bei den Kommerzialisierungs-
möglichkeiten vor Ort nennenswerte Unterschiede auf, erhöht sich die Wahr-
scheinlichkeit politischer oder kompensatorischer Abstimmungen, wie sie oben 
am Beispiel der Kandidatenpaare Turin/Sion und Barcelona/Paris dargestellt 
wurden.
Lässt sich auch im einzelnen kein Nachweis erbringen, wie die dargestell-
ten  Vergabeentscheidungen  des  IOC  zustande  gekommen  sind,  können  sie 
doch vor dem Hintergrund der gemäß der Olympischen Charta zu fordernden 
primären  Berücksichtigung  sportbezogener  Kriterien  als  wenig  sachgerecht 
bezeichnet werden. Der Verstoß gegen die Interessen der Athleten zugunsten 
einer  politischen Wahl von Austragungsorten bleibt für das IOC aufgrund der 
fehlenden Möglichkeit, die Entscheidungen durch eine unabhängige Instanz 
überprüfen zu lassen, weitgehend folgenlos. Der Verdacht auf Korruption in 
den eigenen Reihen stellt dagegen eine ernstzunehmende Gefahr für das IOC 
dar. Das opportunistische Verhalten der Akteure stößt hier an Grenzen, weil 
Bestechlichkeit insbesondere von den Sponsoren, die auf ein positives Image 
der  Olympischen  Bewegung  angewiesen  sind, als  äußerst  negativ  bewertet 
wird. Bei  zunehmendem Druck von Seiten der  Sponsoren kann das IOC zu-
nächst versuchen, durch publicityträchtige Maßnahmen bestehende struktu-
relle Defizite zu verschleiern. Die fortgesetzte Proklamation der Olympischen 
Werte, die Verfemung IOC-kritischer Berichterstattung der Medien92 sowie die 
Einführung  eines  Ethikkodex nebst  IOC-eigener  Ethikkommission zu  dessen 
91 Westerbeek/Turner/Ingerson (2002, S. 320) kommen durch eine weltweite Umfrage unter 135 Ausrichtern von in-
ternationalen Sport-Großveranstaltungen zu dem Ergebnis, dass Infrastruktur und organisatorische Qualität als die 
beiden wichtigsten Faktoren im Rahmen einer Vergabeentscheidung angesehen werden können. Hierzu kann kri-
tisch angemerkt werden, dass die subjektive Einschätzung der von einer Vergabeentscheidung Betroffenen, insbe-
sondere vor dem Hintergrund des hier unterstellten opportunistischen Verhaltens der IOC-Mitglieder als Entschei-
dungsträger, das Zustandekommen von Vergabeentscheidungen kaum hinreichend zu erklären vermag.
92 Vgl. Knecht (1999, S. 170–171).
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Überwachung lassen sich in diesem Zusammenhang beispielhaft nennen. Er-
weisen sich derartige Schritte als nicht mehr ausreichend, können sich die Ak-
teure in letzter Konsequenz sogar zu einer Bekämpfung der Ursachen der Kor-
ruption und damit zur Einschränkung ihrer diskretionären Handlungsspielräume 
gezwungen  sehen.  So  wird  häufig  die  Auffassung  vertreten,  dass  die  IOC-
Reformen 1999 vor allem durch erheblichen Druck von Seiten der Sponsoren 
zustande gekommen seien.93 Das Gebaren der IOC-Mitglieder folgt dabei frei-
lich weiterhin dem ökonomischen Verhaltensmodell und ist in diesem Sinne 
rational. Wird zwischen einem drohenden Imageschaden, der den Fortbestand 
des IOC und damit die Privilegien seiner Mitglieder gefährden könnte, und ei-
ner spürbaren Selbstbeschränkung abgewogen, muss den Akteuren die zweite 
Option als das kleinere Übel erscheinen.
Zur Beurteilung des empirischen Befunds
Bei der Vergabepraxis zeigt sich das zu erwartende opportunistische Verhalten 
als Tendenz der IOC-Mitglieder, individuelle Vorteile in finanzieller oder ideel-
ler Hinsicht aus ihrer Tätigkeit zu realisieren. Die ursprüngliche Beauftragung, 
die zugegebenermaßen schwer operationalisierbaren ideologischen Grundla-
gen der Olympischen Bewegung und der Interessen der olympischen Athleten 
zu berücksichtigen, spielt bei Entscheidungen des Komitees dagegen allenfalls 
eine untergeordnete Rolle.
Der insbesondere seit der IOC-Reform von 1999 verstärkt festzustellende 
scheinbar freiwillige Verzicht der Akteure auf das vollständige Ausnutzen ihrer 
diskretionären  Handlungsspielräume  stellt  nur  vordergründig  einen  Wider-
spruch zu den theoretisch ermittelten Voraussagen dar. Die Beachtung dieser be-
reits mehrfach angesprochenen Grenzen des Opportunismus ist vielmehr aus 
Sicht der Individuen durchaus rational und mit der unterstellten Eigennutzori-
entierung vereinbar. Damit  kann folgende Aussage getroffen werden: Wäh-
rend die – objektiv gegebenen – institutionellen Rahmenbedingungen das Ver-
halten der IOC-Mitglieder kaum wirksam zu kontrollieren vermögen, bildet das 
– von ihnen allerdings nur subjektiv wahrgenommene – externe Korrektiv in 
Gestalt der Interessen der Beteiligten am olympischen Geschehen eine grund-
sätzlich zu beachtende Handlungsrestriktion. Insofern verhalten sich die Mit-
glieder auch dann rational, wenn sie die Interessen der Akteure, von denen 
langfristig das Fortbestehen der Olympischen Spiele und damit der existenzbe-
93 Vgl. Kramer (1999, S. 222 ff.) und Ullrich (1999, S. 37, 88).
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gründende Faktor des IOC abhängt, in ihre Entscheidungen einbeziehen. An 
das notwendige Ausmaß der Selbstbeschränkung, das es den Akteuren einer-
seits  erlaubt,  opportunistisches  Verhalten  zur  Steigerung  des  individuellen 
Nutzens an den Tag zu legen, andererseits aber auch die langfristige Existenz-
sicherung  des  IOC  und  der  mit  ihrem  Amt  verbundenen  Privilegien  und 
Machtressourcen im Blick behält, müssen sich die IOC-Mitglieder im Rahmen 
eines Trial-and-Error-Prozesses erst herantasten. Dieses  pathologische Lernen 
wird noch dadurch erschwert, dass sich die Spielräume im Zeitablauf erheblich 
verändert haben. Unterlag das IOC durch die geringe Relevanz ökonomischer 
Interessen  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  kaum  einer  externen  Kontrolle, 
wuchs mit  der  zunehmenden  wirtschaftlichen Bedeutung der  Olympischen 
Spiele nicht nur der Macht- und Einflussbereich des IOC, sondern auch die öf-
fentliche und mediale  Überwachung des  Gebarens der  IOC-Mitglieder.94 Zur 
Aufrechterhaltung des gewonnenen Bedeutungszuwachses muss das IOC die-
se  Restriktion  beachten, weil  es  auf  das  Wohlwollen  der  Konsumenten  des 
olympischen Sports und der insbesondere in finanzieller Hinsicht stark in das 
olympische  Geschehen  involvierten  Fernsehanstalten  und  Sponsoren  ange-
wiesen ist.
Die Betrachtung des historischen Entscheidungsverhaltens des  IOC hat 
jedoch auch gezeigt, dass bestimmte Entwicklungen nicht aus der Theorie her-
aus erklärt werden können. Zu nennen ist in diesem Zusammenhang etwa das 
in  Anbetracht  der  günstigen  Rahmenbedingungen  verhältnismäßig geringe 
Ausmaß an Korruption im IOC.95 Möglicherweise existiert hier eine hohe Dun-
kelziffer, aufgrund des  bereits angedeuteten Problems, Korruption nicht nur 
eindeutig einzugrenzen, sondern darüber hinaus auch nachzuweisen.96 Denk-
bar ist aber auch, dass korruptionsbegrenzende Faktoren wirken, die sich ange-
sichts der durch das System geschaffenen Anreize aus der Theorie heraus nicht 
ohne weiteres erklären lassen. Hier besteht weiterer Forschungsbedarf.
Weil  idealtypische  Modellbetrachtungen  bewusst  raum-zeitliche  Gege-
benheiten und Persönlichkeitsmerkmale der beteiligten Personen unbeachtet 
lassen, kann das Verhalten konkreter Akteure der Wirklichkeit nicht vollstän-
94 Vgl. Maennig/Freytag (1999, S. 144).
95 Vgl. Maennig (2000, S. 33), der als korruptionsfördernde Rahmenbedingungen Intransparenz, Ermessensspiel-
raum, relativ hohes Gewicht der einzelnen Stimme und erhebliche Nutzenüberschüsse auf Seiten der Kandidaten-
städte nennt. Vgl. auch Maennig (2002, S. 66).
96 Vgl. o. V. (1998 c, S. 41).
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dig mit Hilfe von Modellüberlegungen abgebildet werden.97 Abgeleitete Pro-
gnosen  und  Beobachtungsaussagen  werden  demzufolge  niemals  deckungs-
gleich sein können. 
Die  Erkenntnis, dass  das  Verhalten  des  IOC  als  Entscheidungskollektiv 
weitgehend  mit  Hilfe  des  ökonomischen  Verhaltensmodells  erklärt  werden 
kann, die Mitglieder also primär eigennützig handeln, soll hier keiner Bewer-
tung unterzogen werden, sondern schlicht als rationales Verhalten eingestuft 
werden.  Der  aufgrund  kaum  vorhandener  Sanktionsmöglichkeiten  geringe 
Einfluss der sportproduzierenden Athleten auf die Entscheidungsfindung des 
IOC kann jedoch – bei entsprechend normativer Betrachtungsweise – als nicht 
sachgerecht  interpretiert  und  damit  als  unbefriedigend  angesehen  werden. 
Die häufig attestierte mangelhafte Entscheidungsqualität wird insbesondere 
auch aufgrund der immensen gesellschaftlichen Bedeutung der Olympischen 
Spiele als problematisch empfunden und bildet die Ursache für die Forderung 
nach Reformen des IOC. Da den institutionellen Rahmenbedingungen in dieser 
Arbeit handlungskanalisierende Wirkung zugesprochen wird, kann in Bezug 
auf das IOC auch von institutionellem Versagen gesprochen werden.
Die nachfolgende Eruierung möglicher Reformoptionen und Entwicklungs-
perspektiven soll auf Grundlage der aus der vorangegangenen positiven Analyse 
des IOC-Entscheidungsverhaltens gewonnenen Erkenntnisse erfolgen.98
Institutionelle Reform als Lösung?
Reformvorschläge erfordern eine Legitimation. Hierbei könnte das Argument 
ins Feld geführt werden, die unzureichende Entscheidungsqualität des IOC sei 
keine ausreichende Legitimation, zumal das ohne staatlichen Bestandsschutz 
agierende  IOC  als  privates  Unternehmen  anzusehen  sei,  das  lediglich  eine 
Dienstleistung anbiete und dabei ausschließlich der Kontrolle der Absatzmärk-
te  zu  unterwerfen  wäre; über  die  Ausgestaltung  seiner  internen  Entschei-
dungsmechanismen  müsse  es  demzufolge  grundsätzlich  autonom  entschei-
den dürfen. Da das IOC jedoch über ein Monopol verfügt und eine Regulierung 
seiner marktbeherrschenden Stellung über eine supranationale Wettbewerbs-
politik kaum realisierbar sein dürfte, scheint es legitim, über entsprechende 
Reformvorschläge nachzudenken.
97 Vgl. Hayek (1996, S. 285 ff.).
98 Vgl. Suchanek (1997, S. 189–190).
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Hier soll  daher die Veränderung der institutionellen Rahmenbedingun-
gen des IOC in den Mittelpunkt der Überlegungen gerückt werden.99
Einführung einer demokratischen Vertretungsbeziehung
Ein Weg könnte darin bestehen, die als relevant eingestuften Principalgruppen 
der Olympischen Bewegung in der gewünschten Gewichtung an den Entschei-
dungsprozessen zu beteiligen. Dies kann theoretisch auch im Wege der direkt 
demokratischen  Entscheidungsfindung  erfolgen.  Die  Stimmen  der  Abstim-
mungsberechtigten  müssten  in diesem Fall  mit  dem  Gewicht  der  jeweiligen 
Principalgruppe in das Wahlergebnis eingehen. Aufgrund des bei konsequent 
direkt  demokratischer  Willensbildung beträchtlichen Transaktions-  und Koor-
dinationsaufwands erscheint aber die Etablierung einer demokratischen Vertre-
tungsbeziehung praktikabler. Das Verhältnis zwischen den als relevant einge-
stuften Beteiligten am olympischen Produktionsprozess und dem IOC entspräche 
damit dem zwischen Bürgern und Parlament in repräsentativen Demokratien. 
Die Akteursgruppen bestimmen dabei aus ihrer Mitte Repräsentanten und ent-
senden  diese  ins  IOC,  das  damit  zu  einer  echten  Delegiertenversammlung 
wird. Bereits jetzt wird auf diese Weise ein Teil der Aktivenvertreter bestimmt: 
Zwölf Vertreter der Athletenkommission werden von den Teilnehmern an den 
Olympischen Spielen für acht Jahre ins IOC gewählt. Die aktiven Athleten ha-
ben durch diese Regelung, die im Zuge der Reform von 1999 eingeführt wurde, 
ein institutionalisiertes Mitwirkungsrecht an Entscheidungen des IOC erhal-
ten. Die partielle Abschaffung der bisher praktizierten Kooptation hat hier zu 
einer Senkung von Zutrittsbarrieren zum IOC und zur Zulassung von Außen-
seiterkonkurrenz geführt und den Wettbewerb um das Vertreteramt intensi-
viert. Bedeutsam erscheint in diesem Zusammenhang die Möglichkeit weiterer 
Amtszeiten. Das Ziel, das mit Privilegien und Machtressourcen ausgestattete 
Amt zu behalten, unterliegt damit der Wiederwahlrestriktion. Dadurch lässt 
sich eine vollständige Entkoppelung der Entscheidungsträger von den Interes-
sen der vertretenen Basis verhindern, weil  die Reaktionsweise Widerspruch, 
das heißt in diesem Fall die Abwahloption, gegeben ist.100
99 In der Diskussion um die zukünftige Entwicklung des IOC wird des Öfteren der Ruf nach „besseren Persönlichkei-
ten“ und nach der Verwirklichung ethischer Maßstäbe laut, vgl. etwa Milton-Smith (2002, S. 139). Derartige Appelle 
dürften sich jedoch als wenig wirksam erweisen: Die institutionelle Bedingtheit menschlichen Verhaltens erfor-
dert vielmehr eine Verbesserung der Institutionen, denn für die Individuen werden moralische Normen nur dann 
handlungsleitend sein, wenn sie deren Kosten-Nutzen-Kalkül entsprechend verändern.
100 Vgl. Popper (1975, S. 174 ff.).
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Eine Festlegung auf relevante Akteursgruppen und deren Gewichtung bei 
der  Entscheidungsfindung  hätte  weitreichende  Implikationen  für  das  Ent-
scheidungsverhalten des  IOC bei  der  Vergabefrage, da die  Kriterien für eine 
Willensbildung interessenabhängig erheblich variieren. Im Falle einer Domi-
nanz wirtschaftlicher Zielsetzungen bei den Repräsentanten würde den Ver-
marktungschancen im Ausrichterland höchste Priorität bei der Entscheidung 
eingeräumt und zudem darauf geachtet, dass die Spiele in einer Zeitzone statt-
finden, die für die Mehrzahl der zahlungskräftigen Fernsehzuschauer eine Live-
Übertragung der Wettbewerbe zur besten Sendezeit ermöglicht. Dagegen wür-
de die für die Athleten wichtige Frage nach adäquaten klimatischen und infra-
strukturellen Gegebenheiten eher in den Hintergrund treten. Fände sich bei 
den Repräsentanten eine Mehrheit für bestimmte politische Zielsetzungen wie 
etwa die Unterstützung von Schwellen- oder Entwicklungsländern, würde so-
wohl  der  ökonomischen Verwertbarkeit  der  Spiele  als  auch der Belange der 
Athleten nur noch ein untergeordneter Stellenwert zugeordnet. Hätten hinge-
gen die athletenaffinen Repräsentanten die Mehrheit, würde dagegen den An-
sprüchen der Athleten Priorität bei der Vergabe der Spiele eingeräumt; politi-
sche Überlegungen wie etwa die Berücksichtigung eines Kontinentalproporzes 
oder die Förderung bestimmter Länder oder Weltregionen ließen sich damit 
nur noch eingeschränkt verwirklichen.
Die Vergabeentscheidung wird damit maßgeblich auf die Struktur der Re-
präsentantenversammlung und den Auswahlprozess der Repräsentanten re-
duziert; die strukturelle Zusammensetzung der Repräsentantenversammlung 
bedarf einer vorherigen konstituierenden Entscheidung der relevanten Grup-
pen. Zusätzlich zu diesem Problembereich weist ein demokratisches Repräsen-
tationsverhältnis jedoch zahlreiche systemimmanente Schwächen auf. Zu nen-
nen ist hier zunächst das aus der Delegation von Entscheidungskompetenz 
erwachsende Kontroll- und Steuerungsproblem, das durch die Charakteristika 
der  demokratischen  Vertretungsbeziehung,  insbesondere  die  zeitliche  und 
funktionelle Undifferenziertheit des Wettbewerbs um die Stimmen der Wahl-
berechtigten und die  Beauftragung eines  Teams von Auftragnehmern, noch 
verschärft wird. Zudem existieren – vor allem im Fall der Athleten aufgrund 
des herausragenden sportlichen Stellenwerts der Olympischen Spiele – für die 
Auftraggeber kaum Abwanderungsmöglichkeiten. Gelingt es also, das Problem 
der  strukturellen  Zusammensetzung  zu  lösen, sind  darüber  hinaus  weitere 
flankierende Maßnahmen bei der Einführung indirekt demokratischer Struk-
turen zu ergreifen, die im folgenden diskutiert werden sollen.
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Ziel- und anreizkonforme institutionelle Gestaltung
Beim  Design  der  institutionellen  Rahmenbedingungen  müssen  die  Hand-
lungsanreize so gesetzt werden, dass den Repräsentanten bei der olympischen 
Entscheidungsfindung an einer Wahrnehmung der Interessen der von ihnen 
vertretenen Principalgruppe gelegen ist. Dies kann zunächst hilfsweise durch 
das Setzen finanzieller Anreize angestrebt werden. Wird dagegen eine Mini-
mierung  der  diskretionären  Entscheidungsspielräume, das  heißt  eine  Rück-
führbarkeit des Handelns der Delegierten auf den Willen der Basis angestrebt, 
bedarf es weitergehender Maßnahmen. Unter Berücksichtigung der Spezifika 
Universalität und Komplexität demokratischer Vertretungsbeziehungen kann 
eine Beschränkung auf die vikarische Funktion der Repräsentanten nur über 
das Zwischenziel Reduktion der zeitlichen und funktionellen Undifferenziertheit  
des indirekt demokratischen Wahlverfahrens angesteuert werden. Zu denken ist 
hierbei vor allem an eine vermehrte Rechenschaftspflicht.
Entlohnung der IOC-Tätigkeit
Eine  Verhaltensbeeinflussung  kann  zunächst  durch  die  Setzung  finanzieller 
Anreize in Form eines Residual- oder Kontrakteinkommens101 für die IOC-Mit-
glieder erreicht werden. Wenn damit die bestehende Zielasymmetrie beseitigt 
werden soll, müsste die Entlohnung anreizorientiert, das heißt erfolgsabhängig 
sein.102 Problematisch erscheint dabei, dass die Mitglieder des olympischen Ent-
scheidungsgremiums als  Team agieren; daher ist ihr  individueller  Anteil  an 
kollektiven Entscheidungen nur schwer ermittelbar. Selbst wenn jedoch eine 
Zuordnung  von  Abstimmungsergebnissen  auf  individuelle  Entscheidungen 
möglich wäre, existiert das Problem divergierender Interessen, wenn mehrere 
Principalgruppen involviert sind. Es dürfte in diesem Fall kaum möglich sein, 
ein Kriterium zu finden, über das Erfolg eindeutig definiert werden könnte. Ist 
das IOC vorwiegend auf die Interessen nur einer Gruppe von Beteiligten am 
olympischen Produktionsprozess verpflichtet, erleichtert dies die Bestimmung 
von Parametern, die über die Qualität der Arbeit der Delegierten Auskunft ge-
ben können. Wird etwa primär eine Ausrichtung der IOC-Arbeit auf wirtschaft-
lichen Erfolg angestrebt, wäre es denkbar, den IOC-Mitgliedern ein Residual-
einkommen zu gewähren, das heißt, sie am ökonomischen Erfolg der Spiele zu 
beteiligen.
101 Vgl. Vanberg (1982, S. 21).
102 Vgl. Maennig (2000, S. 42), Laux (1999) und Büschgen (1995, S. 517 ff.).
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Lässt sich dagegen, wie unter dem gegenwärtig bestehenden Zielsystem 
des IOC, kein unstrittiges  Erfolgskriterium finden, bleibt  als  Second-best-Lö-
sung die Einführung eines Kontrakteinkommens, das heißt eine fixe Entloh-
nung der IOC-Mitglieder. Dadurch entsteht jedoch nicht ohne weiteres ein An-
reiz, sich zielkonform zu verhalten; sichergestellt werden könnte lediglich die 
finanzielle Unabhängigkeit der Mitglieder, was den Anreiz, sich bestechen zu 
lassen,  tendenziell  vermindert.103 Um  Korruption  wirksam  zu  beschränken, 
müssten vor  allem die Opportunitätskosten der  Defektion erhöht werden.104 
Dies kann über die beiden Parameter Erhöhung der Strafen und Erhöhung der 
Entdeckungswahrscheinlichkeit  erreicht  werden.  Alternativ  zu  einer  Bestra-
fung  lassen  sich  auch  Anreize  für  korruptionsfreies  Verhalten  setzen.  Im 
Schrifttum wird in diesem Zusammenhang zum Beispiel die Hinterlegung ei-
nes Pfandes durch die Agenten,105 etwa in Form der finanziellen Ansprüche aus 
ihrer Tätigkeit, angeregt. Eine spätere Auszahlung könnte an die Beachtung ge-
wisser  Verhaltensregeln  über  den  gesamten  Zeitraum  der  Vertretertätigkeit 
hinweg gekoppelt werden.106 Die Regeln können dabei entweder ein bestimm-
tes Handeln einfordern oder, falls den Delegierten mehr Entscheidungsspiel-
raum eingeräumt werden soll, nur einige zu unterlassende Verhaltensweisen 
festlegen. Gegenwärtig existiert mit dem Ethikkodex bereits ein solcher Regel-
katalog für die IOC-Mitglieder. Aufgrund fehlender Entlohnung ist ein Verstoß 
gegen den Kodex aber nicht mit finanziellen Nachteilen für die Akteure ver-
bunden.
In der Vergangenheit hat sich freilich gezeigt, dass die Abschaffung des 
ehrenamtlichen Status zugunsten einer Professionalisierung und damit Ent-
lohnung der IOC-Arbeit, die angesichts des hochprofessionellen Umfelds des 
IOC  konsequent  erschiene,107 offenbar  als  unvereinbar  mit  der  olympischen 
Idee angesehen wird.108 Entsprechende Versuche der Einführung einer Bezah-
lung scheiterten daher bislang.109
103 Vgl. Becker/Stigler (1974, S. 6) und Weber (1968, S. 16 ff.).
104 Vgl. Dietz (1998, S. 78).
105 Vgl. Homann (1997, S. 203–204) und Becker/Stigler (1974, S. 9–10).
106 Vgl. Dietz (1998, S. 81) und Maennig (2002, S. 61, 74).
107 Vgl. Büch (1996, S. 29).
108 Vgl. Maennig (2002, S. 75).
109 Vgl. Kistner (2004, S. 32).
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Intensivierung des Wettbewerbs um Wählerstimmen
Mit der Einführung einer demokratischen Vertretungsbeziehung und der Zu-
lassung von Außenseiterkonkurrenz entsteht zunächst nur mehr Wettbewerb 
um das Vertreteramt. Darüber hinaus erscheint es notwendig, auch innerhalb 
des gewählten Entscheidungsgremiums den Wettbewerb zu intensivieren. Ein 
wesentlicher Kritikpunkt an der typischen indirekten Demokratie ist in die-
sem Zusammenhang das befristete Monopol der Repräsentanten und damit 
die fehlende Möglichkeit einer zeitnahen Sanktionierung. Diese zeitliche Un-
differenziertheit des Wettbewerbs um Wählerstimmen sorgt insbesondere zu 
Beginn der Amtsperiode für opportunistisches Verhalten, weil sich auf diese 
Weise der kurze Erinnerungshorizont der Wähler ausnutzen lässt. Um dem ent-
gegenzuwirken,  bedarf  es  einer  verstärkten  indirekten  Verhaltenskontrolle 
durch Vermehrung der Widerspruchsoptionen. Dies kann durch eine Verkür-
zung der Amtszeiten110 bei gleichzeitiger Einführung einer mehrmaligen Wie-
derwahlmöglichkeit erreicht werden. Kürzere Amtszeiten korrespondieren mit 
dem kurzen Erinnerungshorizont der Vertretenen und wirken so disziplinie-
rend auf die Vertreter. Sie können tendenziell weniger damit rechnen, dass für 
opportunistisches Verhalten zu Beginn der Amtsperiode beim Wiederwahlter-
min  keine  Sanktionierung  erfolgt.  Gegen  eine  Verkürzung  der  Wahlperiode 
wird häufig der Einwand der Ineffizienz vorgebracht, da die Möglichkeiten, im 
Laufe der Amtszeit  Spezialisierungsvorteile  zu realisieren und sich fachliche 
Kenntnisse anzueignen, eingeschränkt werden. Im Fall des IOC würde dieses 
Problem dadurch entschärft, dass die einschlägigen Fachkommissionen ohne-
hin entscheidungsvorbereitend tätig werden und durch die überwiegende Be-
setzung mit externen Fachleuten Sachverstand bündeln.
Alternativ zu einer Verkürzung der Amtszeit sind auch zeitlich versetzte 
Wahlen von Teilen des Vertreterkollektivs denkbar. Mit einer längeren Amtspe-
riode möglicherweise verbundene Effizienzvorteile könnten so bestehen bleiben. 
Trotzdem  stünde  die  Zusammensetzung  des  Vertreterkollektivs  in  kürzeren 
Abständen  zumindest  teilweise  zur  Disposition.  Mit  einer  derartigen  Kom-
promisslösung wären vor allem zwei Vorteile verbunden: Zum einen würde 
den Principalen in kürzeren Abständen die Gelegenheit zur Sanktionierung der 
olympischen  Entscheidungsträger  gegeben. Zum  anderen  ließen  sich  inner-
halb des Vertreterkollektivs durch den häufigeren Wechsel der Zusammenset-
zung abgestimmtes Verhalten und kompensatorische Geschäfte auf Gegensei-
110 Vgl. Maennig (2002, S. 70).
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tigkeit  erschweren. Dabei  lässt  sich die  folgende Tendenzaussage treffen: Je 
kürzer die zeitlichen Abstände zwischen den einzelnen Teilwahlen gehalten 
werden, desto eher kann der Wettbewerb um Wählerstimmen als Kontrollin-
stanz fungieren und die Wünsche der Basis für die Vertreter handlungsleitend 
werden lassen.
Etablierung eines Kontrollorgans
Die bisher gemachten Vorschläge mögen zwar geeignet erscheinen, die diskre-
tionären Spielräume der Agenten tendenziell zu verringern, das grundsätzliche 
Problem der starken Bindung zwischen Principal und Agent bleibt jedoch wei-
ter  bestehen.  Durch  eine  direkte  Verhaltenssteuerung  wäre  dieses  Problem 
zwar im Prinzip lösbar, in letzter  Konsequenz liefe dies jedoch auf eine Ab-
schaffung der indirekt demokratischen Entscheidungsfindung hinaus. Die Be-
troffenen selbst über jede einzelne Sachfrage entscheiden zu lassen, würde die 
Tätigkeit  der IOC-Mitglieder überflüssig machen; zur Entscheidungsvorberei-
tung und -umsetzung wäre das Vorhandensein einer IOC-Administration aus-
reichend. Da eine direkte Verhaltenssteuerung wegen der damit verbundenen 
hohen Transaktionskosten allenfalls eine theoretische Option darstellen dürfte 
und kaum praktikabel erscheint,111 bietet sich zur Behebung des Steuerungspro-
blems alternativ die Einführung einer externen, das heißt dem Einfluss der IOC-
Mitglieder entzogenen, Kontrollinstanz an, etwa in Form eines Aufsichtsrats.112 
Dieser könnte die Entscheidungsqualität des Vertreterkollektivs und die Amts-
führung der einzelnen Mitglieder überprüfen und für die Entlastung des Gre-
miums  verantwortlich  sein.113 Insbesondere  politische  Entscheidungsträger 
werden in der Diskussion um eine Reformierung des IOC immer wieder für die 
Besetzung eines derartigen Aufsichtsgremiums ins Spiel gebracht. Mit der For-
derung, das  IOC  politischen Entscheidungsträgern  gegenüber  rechenschafts-
pflichtig zu machen, ist vor allem der Wunsch nach einer verbesserten Kontrol-
le der Aktivitäten des IOC verbunden.114
Es gilt  zu bedenken, dass bei einem Kontrollorgan für die IOC-Tätigkeit 
neben dem Problem der adäquaten Besetzung wiederum ein Anreiz- und Kon-
trollproblem115 entstünde. Vor diesem Hintergrund erscheint es fragwürdig, die 
111 Vgl. Dietz (1998, S. 84).
112 Vgl. Kramer (1999, S. 222) und Maennig (2002, S. 69 ff.).
113 Vgl. ebd. (S. 69–70).
114 Vgl. Kistner/Weinreich (2000, S. 259) und Milton-Smith (2002, S. 131, 133).
115 Vgl. Alchian/Demsetz (1972, S. 782).
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Probleme, die aus einer Principal-Agent-Beziehung resultieren, durch die Eta-
blierung einer weiteren Vertretungsbeziehung beheben zu wollen.
Etablierung partizipatorischer Eingriffsmöglichkeiten
Eine im Vergleich zur Einrichtung eines Aufsichtsgremiums wirksamere Kon-
trolle kann von einer Rückverlagerung von Entscheidungskompetenz auf die 
vertretene Basis erwartet werden. Solche partizipatorischen Eingriffsmöglich-
keiten sind in verschiedener Abstufung denkbar: Am konsequentesten, wenn-
gleich aufgrund des  erheblichen Transaktionskostenaufwands auch am we-
nigsten  realistisch,  erscheint  dabei  die  bereits  genannte  Einführung  einer 
grundsätzlich  basisdemokratischen  Abstimmung  über  bestimmte  Entschei-
dungsgegenstände.116 Das exklusive  agenda setting der Delegierten ließe sich 
jedoch auch durch obligatorische Kontrollabstimmungen durch die vertretene 
Basis  bei  bestimmten,  als  besonders  wichtig  erachteten  Entscheidungen 
durchbrechen.  Grundsätzlich  gilt  dabei,  dass  zunehmende  partizipatorische 
Eingriffsmöglichkeiten mit einem steigenden Transaktionskostenaufwand er-
kauft werden müssen.
Um diesen Trade-off flexibler gestalten zu können, erscheint es überle-
genswert, den Umfang der direkt demokratisch zu entscheidenden Sachfragen 
nicht ex ante festzulegen, sondern in das Ermessen der Vertretenen zu stellen. 
Denkbar ist zum Beispiel ein Initiativrecht der Basis oder die Möglichkeit, bei 
Erreichen eines Quorums ein Referendum zu erzwingen. Damit ließe sich er-
reichen, dass nur in solchen Fragestellungen, die von einem bestimmten Pro-
zentsatz der Betroffenen als besonders bedeutsam erachtet werden, ressour-
cenintensive direkt demokratische Abstimmungen anberaumt werden. Gegen 
diesen Vorschlag mag eingewendet werden, dass im Fall  einer zu niedrigen 
Wahlbeteiligung das Verhalten der Repräsentanten wiederum keiner Kontrolle 
unterliegen  würde.  Diesem  Argument  lässt  sich  allerdings  entgegenhalten, 
dass – Mündigkeit und Selbstverantwortlichkeit der Betroffenen vorausgesetzt – 
bereits  die  Möglichkeit  der  Einflussnahme  ausreichend  erscheint,  weil  mit 
wachsender Unzufriedenheit mit dem Gebaren der gewählten Entscheidungs-
träger die Neigung, Ressourcen in die Teilnahme am Willensbildungsprozess 
zu investieren, zunimmt. Eine niedrige Wahlbeteiligung kann in diesem Sinne 
als Zustimmung zur Tätigkeit der Repräsentanten interpretiert werden.
116 So könnte zum Beispiel eine globale Volksabstimmung über den Austragungsort der Olympischen Spiele abge-
halten werden; diese Überlegung stellt Maennig (2000, S. 39) an.
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Zwischenfazit
Die Diskussion der Ansatzpunkte für Reformen des IOC hat gezeigt, dass gewis-
se diskretionäre Entscheidungsspielräume eine  conditio sine qua non darstel-
len, falls an einer demokratischen Vertretungsbeziehung festgehalten werden 
soll. Darüber hinaus gilt es zu bedenken, dass die personelle und verfahrens-
technische Undifferenziertheit, das  heißt das  Minderheitenproblem und die 
fehlende  Berücksichtigung  unterschiedlich  ausgeprägter  individueller  Präfe-
renzen, ein  grundsätzliches  Problem  demokratischer  Entscheidungsprozesse 
sind. Einen Ausweg aus diesem Dilemma bietet die Intensivierung des Wettbe-
werbs auf dem Markt, auf dem das Gut Olympische Spiele angeboten wird. 
Hierzu wäre es erforderlich, Rahmenbedingungen zu schaffen, die das Entste-
hen von Konkurrenzveranstaltungen ermöglichen und damit zu einer Erosion 
der Monopolposition des IOC führen.117
Ergebnis und Ausblick
Die institutionenökonomische Analyse offenbarte  die  umfassenden Kompe-
tenzen und weitreichenden diskretionären Entscheidungsspielräume der IOC-
Mitglieder bei der Vergabe der Olympischen Spiele, was der Entstehung von 
Korruption Vorschub leistet. Selbst die skizzierten alternativen institutionellen 
Arrangements etwa in Form der Institutionalisierung eines indirekt demokra-
tischen  Entscheidungsprozesses  und  der  Etablierung  flankierender  Anreiz- 
und Kontrollmaßnahmen scheinen das aufgezeigte Problem nicht gänzlich be-
friedigend lösen zu können.
Eine Einschränkung des diskretionären Handlungsspielraums der Akteu-
re kann jedoch von den Marktkräften geleistet werden, denen auch das IOC 
nicht  ausweichen  kann.  Die  fortschreitende  Professionalisierung  und  Kom-
merzialisierung des olympischen Geschehens erweist sich in diesem Zusam-
menhang als die einzig wirksame Begrenzung für das opportunistische Verhal-
ten  der  IOC-Mitglieder.  Ökonomische  Anreizmechanismen  vermögen  damit 
auch ein letztlich feudales System wie das IOC zu kontrollieren, sofern auf dem 
Markt  für  Sportgroßveranstaltungen  vergleichbare  Konkurrenz  entsteht, die 
das IOC-Monopol gefährdet.
117 Vgl. Hofmeister (2007, S. 212–213).
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Das Korruptionsphänomen ist insbesondere dann als problematisch an-
zusehen, wenn dabei im öffentlichen Auftrag handelnde Individuen Einfluss 
auf das IOC nehmen, weil diese, im Gegensatz zu privatwirtschaftlichen Akteu-
ren, von den Nachfragern kaum sanktioniert werden können. Für das IOC ist 
dieses Problem nicht alleine durch die Erhöhung von Strafen lösbar, weil da-
durch letztlich nur die Preise für Korruption erhöht werden.118 Bestraft werden 
müssen vielmehr die Bestechenden. Dies kann zum Beispiel dadurch gesche-
hen, dass Städte, deren Vertreter Bestechungsversuche unternommen haben, 
von  zukünftigen  Vergabeprozessen  ausgeschlossen  werden. Ob  das  IOC  das 
Korruptionsproblem langfristig wirksam bekämpfen wird, hängt davon ab, ob 
die Sportkonsumenten eine unter Korruptionsverdacht stehende Vergabe der 
Olympischen Spiele zu tolerieren bereit sind. Sollte dies der Fall sein, ließe sich 
Korruption auch dadurch  legalisieren, dass die Spiele unter allen Kandidaten, 
die bestimmte Mindestbedingungen erfüllen, versteigert werden; mithin das 
Kriterium der Kaufkraft bei der Vergabe Anwendung findet.
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